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Anforderung an Rechtsfolgenbelehrung

Aufschiebende Wirkung eines
Widerspruchs gegen
Versagensbescheid

Der Widerspruch gegen einen Ver-
sagungsbescheid über die Leistungen
nach dem SGB II bei fehlender Mit-
wirkung im Rentenantragsverfahren
hat aufschiebende Wirkung.

Weil beim Rentenversicherungsträ-
ger ein Antrag auf Vorschussleistun-
gen gestellt werden kann, entfällt in
der Regel der Anordnungsgrund im
auf die Gewährung von Leistungen
nach dem SGB II gerichteten Verfah-
ren auf Erlass einer einstweiligen An-
ordnung.

LSG Sachsen-Anhalt,
Beschluss vom 18.05.2016,
L 5 AS 168/16 B ER

BVerwG urteilt zum Informationszugang zu Jobcenter-Telefonlisten

willigung dürfe der Zugang zu perso-
nenbezogenen Daten nur gewährt
werden, soweit das Informationsinte-
resse des Antragstellers das schutzwür-
dige Interesse des Dritten am Aus-
schluss des Informationszugangs über-
wiegt. Bei den dienstlichen Telefon-
nummern handele es sich aber um
personenbezogene Daten, die vom
Schutzbereich des Grundrechts auf
informationelle Selbstbestimmung er-
fasst werden. § 5 Abs. 1 Satz 1 IFG
liegt daher ein relativer Vorrang des
Datenschutzes vor dem Informations-
interesse zugrunde.

BVerwG,
Urteil vom 20.10. 2016,
7 C 20.15

Anmerkung:
Das Urteil ist ein herber Schlag

gegen die Bemühungen, durch Be-
kanntgabe der Telefonlisten mehr
direkten Kontakt zu den Sachbearbei-
tern zu erreichen. Die Rechtsprechung
zu dieser Fragestellung war bisher
uneinheitlich. Es ist zu befürchten, dass
sich nun die meisten Jobcenter auf
diese Entscheidung berufen werden.

Einem Anspruch auf Informations-
zugang zu den dienstlichen Telefon-
nummern der Bediensteten von Job-
centern können sowohl die Gefähr-
dung der Funktionsfähigkeit der Behör-
de als auch der Schutz der personen-
bezogenen Daten der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter entgegenstehen.

Das BVerwG bestätigte mit seinem
Urteil Entscheidungen des OVG Müns-
ter und des VGH München. Das Gericht
ist der Ansicht, dass der Ausschlussgrund
des § 3 Nr. 2 IFG eingreift. Danach be-
steht der Anspruch auf Informations-
zugang nicht, wenn das Bekanntwer-
den der Information die öffentliche Si-
cherheit gefährden kann. Nun meint
das BVerwG, dass eine solche Gefähr-
dung „in nachteiligen Auswirkungen auf
die effiziente und zügige Aufgabener-
füllung der Jobcenter, die infolge von
direkten Anrufen bei den Bediensteten
eintreten können“, bestehen würde.

Einen weiteren Ausschlussgrund für
die Weitergabe der Telefonlisten hat
das BVerwG in § 5 Abs. 1 Satz 1 IFG
anerkannt. Erforderlich sei eine vor-
herige Einwilligung der betroffenen
Bediensteten. Ohne eine solche Ein-

Durch die Initiative „Frage den Staat“
wird schon seit längerem versucht, die
Veröffentlichung aller internen Weisun-
gen und Zielvereinbarungen der Jobcen-
ter in Deutschland zu erreichen. Interes-
sierte können über das Internet eigene
Anfragen stellen oder überprüfen, ob es
zu ihrem zuständiges Jobcenter bereits
Anfragen oder Veröffentlichungen gibt:

http://tinyurl.com/h9ku3ok

Die Bundesbeauftragte für den Da-
tenschutz und die Informationsfreiheit
bietet übrigens eine aktuelle Broschü-
re zum Thema Informationsfreiheit
an: „Das Informationsfreiheitsgesetz
des Bundes mit Text und Erläuterun-
gen“: Als PDF erhältlich über

http://tinyurl.com/jvfpc7e

Eine ganze Fülle an Informationen,
Stellungsnahmen und Aufsätzen zur
Informationsfreiheit gibt es u.a. bei
Transparency International Deutsch-
land e.V.:

www.transparency.de

(dort nach dem Begriff „Informati-
onsfreiheit“ suchen).

An eine rechtmäßige Rechtsfolgen-
belehrung sind auch formale Anfor-
derungen zu stellen.

Eine Rechtsfolgenbelehrung erfüllt
ihre Warnfunktion nicht, wenn sie for-
mal in einer Schriftgröße gehalten ist,
die deutlich unterhalb der Schriftgrö-
ße des übrigen Schreibens liegt.

Bei einer Minderung in Höhe von
mindestens 60 Prozent des maßge-
benden Regelbedarfs hat der Leis-
tungsträger eine Entscheidung

darüber zu treffen, ob die Miete an
den Vermieter direkt überwiesen wird.

Der soziale Schutzzweck, aus dem
die Anforderungen an die Rechtsfolgen-
belehrung hergeleitet werden, spielt bei
existenzsichernden Sozialleistungen, wie
denen der Grundsicherung für Arbeit-
suchende, typischerweise eine noch
größere Rolle als bei den klassischen
Leistungen des Arbeitsförderungsrechts.

SG München, Urteil vom
10.08.2016, S 13 AS 2433/14
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Abtretung und
anrechenbares Einkommen

Abtretungen hindern die Anrech-
nung einer Einnahme als Einkommen
im Sinne des § 11 SGB II nicht, solan-
ge die geldwerten Mittel faktisch an den
Leistungsberechtigten zur Auszahlung
gelangen, er sie also für sich verwen-
den kann. Nur Geld, das aufgrund ei-
ner Abtretung direkt an Dritte abfließt,
ist mangels Erreichbarkeit für den Leis-
tungsberechtigten nicht anrechenbar.

LSG Baden-Württemberg
Urteil vom 27.07.2016,
L 3 AS 2898/15

Anrechnung Elterngeld
verfassungskonform

Die volle Anrechnung des sog. So-
ckel-Elterngeldes (§ 2 Abs. 4 BEEG)
auf die SGB II-Leistungen (§ 11 SGB
2 i.V.m. § 10 Abs. 5 S. 1 BEEG) ist
nicht verfassungswidrig.

Der Senat schließt sich dem dahin-
gehenden Urteil des 4. Senats des
BSG vom 26.7.2016 - B 4 KG 2/14
R - an.

BSG, Urteil vom 01.12.2016,
B 14 AS 28/15 R

Vertrauensschutz bei Alg II-Zahlung ohne
Verwaltungsakt

Absetzbarkeit von
Unterhaltsansprüchen bei
Einkommensanrechnung

Nach § 11b Abs. 1 S. 1 Nr. 7 SGB
II sind Aufwendungen zur Erfüllung
gesetzlicher Unterhaltsverpflichtungen
bis zu dem in einem Unterhaltstitel
oder in einer notariell beurkundeten
Unterhaltsvereinbarung festgelegten
Betrag vom Einkommen abzusetzen.
Dies gilt jedoch nur für laufenden ti-
tulierten Unterhalt. Zahlungen auf Un-
terhaltsrückstände aus der Vergangen-
heit können als Absetzbeträge nicht
berücksichtigt werden.

BSG, Urteil vom 12.10.2016,
B 4 AS 38/15 R

Ein Jobcenter darf ohne Bescheid
zu viel gezahltes Alg II nur dann zu-
rückfordern, wenn keine Vertrauens-
schutzgesichtspunkte entgegenstehen
und die Belange des Betroffenen mit
den öffentlichen Interessen in einer
Ermessensentscheidung abgewogen
worden sind.

Im entschiedenen Fall hatte das
Jobcenter in Ausführung eines gericht-
lichen Beschlusses zeitlich begrenzt Alg
II gewährt. Nach Ablauf der sechsmo-
natigen Zahlung überwies das Jobcen-
ter versehentlich den Monatsbetrag für
den Arbeitslosen und seine Familie
i.H.v. 1.138 EUR, ohne den Weiter-
gewährungsantrag zu bescheiden.
Später verlangte das Jobcenter die
Erstattung der Überzahlung.

Die hiergegen von dem Arbeitslosen
erhobene Klage hatte Erfolg. Das Sozi-
algericht Dortmund hob den Erstattungs-
bescheid auf. Die Erstattung von Leis-
tungen, die ohne Verwaltungsakt er-
bracht worden sein, erfordere nach den
gesetzlichen Vorgaben eine Vertrauens-
schutzprüfung und eine Ermessensent-
scheidung durch die Behörde. Der Klä-
ger habe davon ausgehen können, dass
die Weitergewährung des Alg II auf ei-
ner Prüfung seines Antrages beruhe. Vor
der Auszahlung habe er an die Antrags-
bearbeitung erinnert. Zudem habe sich
an den die Begründung der vorange-
gangenen gerichtlichen Entscheidung
tragenden Umständen nichts geändert.

SG Dortmund, Urteil vom
21.09.2016, S 35 AS 1879/14

Kein Alg II-Ausschluss durch Geheimhaltung des
Kindsvaters

Der Anspruch eines Kindes auf Leis-
tungen zur Grundsicherung nach dem
SGB II wird nicht dadurch ausgeschlos-
sen, dass die Mutter den Namen des
Vaters des Kindes geheim hält.

Verhindert eine Mutter, durch Ge-
heimhaltung des Namens des Vaters
ihrer Tochter, dass Unterhaltsansprü-
che ihrer minderjährigen Tochter gel-
tend gemacht werden können, wird
hierdurch deren Anspruch auf Leis-
tungen nach dem SGB II nicht ausge-
schlossen. Dies entschied das Sozial-
gericht Speyer in einer kürzlich ergan-
genen Entscheidung und verurteilte
das zuständige Jobcenter zur Gewäh-
rung von Leistungen an die Tochter.
Für einen Leistungsausschluss im Be-
reich der Existenzsicherung nach dem

SGB II ist eine ausdrückliche gesetzli-
che Regelung erforderlich. Der soge-
nannte Grundsatz der Nachrangigkeit
von Leistungen nach dem SGB II recht-
fertigt den Leistungsausschluss im vor-
liegenden Fall nicht.

Das Sozialgericht weist allerdings
darauf hin, dass die Weigerung der
Mutter der Klägerin, den Namen des
Vaters mitzuteilen, geeignet sei, einen
Erstattungsanspruch wegen sozialwid-
rigen Verhaltens gemäß § 34 Abs. 1
SGB II zu begründen, was aber nicht
Gegenstand des vorliegenden Verfah-
rens sei und somit nicht berücksichtigt
werden konnte.

SG Speyer, Urteil vom
25.10.2016, S 6 AS 1011/15
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Kfz-Kosten bei
Selbständigen

Bei auf die betriebliche Nutzung ei-
nes Kraftfahrzeugs angewiesenen
Selbständigen können Aufwendungen
für dessen Betrieb über die Treibstoff-
kosten hinaus nach § 3 Abs. 7 Alg II-V
2008 nur dann vom Einkommen ab-
gesetzt werden, wenn die betriebliche
Nutzung überwiegt. Diese Regelung
ist durch die Ermächtigungsgrundla-
ge in § 13 SGB II gedeckt, verstößt
nicht gegen höherrangiges Recht, wie
z.B. das Kalenderjahr als Gewinner-
mittlungszeitraum nach § 4a Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 EStG, weil das SGB II
andere Bewilligungszeiträume vor-
sieht, und ist mit Verfassungsrecht ver-
einbar. Die Differenzierung in § 3
Abs. 7 Alg II-V beruht auf Sachgrün-
den und hält sich im Rahmen einer
zulässigen Typisierung nach Art. 3
Abs. 1 GG, Verstöße gegen Art 12
und 14 GG sind nicht zu erkennen.

BSG, Urteil vom 01.12.2016,
B 14 AS 34/15 R

Kostensenkungsaufforderung auch für Hauseigentümer erforderlich

Ein Jobcenter muss die Kosten für
die Erneuerung einer defekten Gas-
heizung ungeachtet der Frage der An-
gemessenheit der Wohnkosten tragen,
wenn es zuvor der langzeitarbeitslo-
sen Hauseigentümerin keine Kosten-
senkungsaufforderung zugestellt hat.

Dies hat das Sozialgericht Dort-
mund im Falle einer Bezieherin von
Alg II aus Lüdenscheid entschieden, die
mit ihrem Sohn ein eigenes Reihen-
haus bewohnt. Das Jobcenter Märki-
scher Kreis gewährte auf die Kosten
von ca. 5.200 EUR für die Erneue-
rung einer defekten Gasbrennwert-
heizung lediglich einen Zuschuss von
6,60 EUR, weil im Übrigen die ange-

messenen Wohnkosten für einen Zwei-
Personen-Haushalt in Lüdenscheid
überschritten würden. Es könne für
den verbleibenden Betrag nur ein
Darlehen gewährt werden.

Die hiergegen von der arbeitslosen
Mutter bei dem Sozialgericht Dortmund
erhobene Klage hatte Erfolg. Das Ge-
richt verringerte die Darlehensschuld der
Klägerin bei dem Jobcenter, weil die
Behörde die Aufwendungen für die Hei-
zungserneuerung als Instandhaltungskos-
ten zu tragen habe. Bei selbstbewohn-
tem Wohneigentum würden nach § 22
Abs. 2 SGB II als Bedarf für die Unter-
kunft auch unabweisbare Aufwendungen
für Instandhaltung und Reparatur aner-

kannt, soweit diese unter Berücksichtigung
der laufenden und der folgenden Auf-
wendungen insgesamt angemessen sei-
en. Es könne dahinstehen, ob die Wohn-
kosten wie von dem Jobcenter angenom-
men unangemessen seien. Jedenfalls
habe die Behörde es versäumt, vorab
der Klägerin eine Kostensenkungsauffor-
derung zuzustellen. Das Erfordernis der
Kostensenkungsaufforderung gelte für
Mietwohnungen wie für selbstbewohn-
tes Wohneigentum. Hier seien Mieter und
Eigentümer als Grundsicherungsbezie-
her gleich zu behandeln.

Sozialgericht Dortmund,
Urteil vom 19.09.2016,
S 19 AS 1803/15

Private Nutzung eines
Dienstwagens ist kein
Einkommen

Eine Einkommensanrechnung nach
§ 11 Abs. 1 Satz 1 SGB II i.V.m. § 2
Abs. 6 Satz 1 Alg II-V a.F. setzt vor-
aus, dass es sich um Einkünfte aus ei-
ner Erwerbstätigkeit handelt und die-
se tauschbar sind, d.h. einen Geld-
wert haben. Einnahmen ohne Ver-
kehrs- oder Marktwert - wie die un-
entgeltliche private Nutzungsmöglich-
keit eines Dienst-Pkw - sind daher nicht
als Einkommen anzurechnen.

Die steuerrechtliche Bewertung der
privaten Nutzung von Firmen- oder
Dienstwagen ist in das Grundsicherungs-
system des SGB II nicht übertragbar.

Der Vorteil des unentgeltlichen Pri-
vatgebrauchs eines Dienstwagens
kann auch nicht unter dem Aspekt er-
sparter Aufwendungen des Leistungs-
berechtigten bedarfs- und damit re-
gelsatzmindernd angerechnet wer-
den, da der pauschalierte Regelsatz
nach § 20 SGB II nicht abweichend
bestimmt werden kann.

LSG Sachsen-Anhalt,
Urteil vom 26.02.2016,
L 4 AS 159/12

Angemessenheit
einmaliger Heizkosten

1. Nur notwendige Heizkosten können
angemessene Heizkosten im Sin-
ne des § 22 Abs.1 S.1 SGB II dar-
stellen.

2. Zur Bestimmung des Umfangs der
Notwendigkeit einmaliger Heizkos-
ten ist auf den Zeitpunkt der aktu-
ellen / tatsächlichen Bedarfssitua-
tion abzustellen. Auch hierbei ist
eine monatliche Betrachtungswei-
se vorzunehmen, welche aus
Gründen der Praktikabilität auf den
(noch) laufenden Bewilligungszeit-
raum auszudehnen ist.

SG Neubrandenburg, Urteil vom
08.09.2016, S 15 AS 674/13
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Selbstbewohnte Immobilie als verwertbares
Vermögen

Nach § 12 Abs. 3 S 1 Nr. 4 SGB II
gilt nur ein selbst genutztes Haus-
grundstück von angemessener Grö-
ße als Schonvermögen; maßgebend
für die Angemessenheit sind gemäß
§ 12 Abs. 3 S. 2 SGB II die Lebens-
umstände während des Leistungsbe-
zuges. Für die Beurteilung der Ange-
messenheit ist die Gesamtwohnfläche
des auf dem Grundstück errichteten
Hauses maßgeblich. Diese ist bundes-
einheitlich nach den Wohnflächen-
grenzen des zum 1.1.2002 außer
Kraft getretenen Zweiten Wohnungs-
baugesetzes (II. WoBauG) zu bestim-
men, differenziert nach der Anzahl der
Personen. Für Familienheime mit nur
einer Wohnung, die von bis zu vier
Personen bewohnt werden, sah das II.
WobauG eine Wohnflächengrenze
von 130 qm vor. Diese Wohnflächen-
grenze ist bei einer Belegung mit we-
niger als vier Personen um jeweils 20
qm pro Person zu reduzieren.

Im entschiedenen Fall wurde ein
Haus im streitbefangenen Zeitraum
von 3 Personen bewohnt, so dass die
Wohnflächengrenze einer angemes-
senen Wohnung rechnerisch 110 qm

betrug. Ursprünglich wurde das Haus
von den Eltern und 4 Kindern bewohnt,
von denen jedoch 3 Kinder im Laufe
der Zeit ausgezogen waren. Die tat-
sächliche Wohnfläche des Hauses be-
trug jedoch 143,39 qm.

Das Jobcenter betrachtete das Haus
als zumutbar verwertbares Vermögen
und bewilligte Alg II nur als Darlehen.
Dies wurde vom BSG bestätigt. Beson-
dere Umstände, die eine Anpassung
der Werte rechtfertigen könnten, la-
gen nicht vor. Das BSG urteilte im
Gegensatz zur Vorinstanz, dass für
eine Erhöhung der allgemeinen An-
gemessenheitsgrenze nicht § 82 Abs.
3 S 2 II. WoBauG herangezogen wer-
den kann, wonach eine Verminderung
der Personenzahl nach dem erstmali-
gen Bezug der Wohnung für die Be-
urteilung der angemessenen Wohn-
fläche von steuerbegünstigten Woh-
nungen unschädlich ist. Die Verwer-
tung des Grundstücks war im entschie-
denen Fall auch nicht offensichtlich
unwirtschaftlich.

BSG, Urteil  vom 12.10.2016,
B 4 AS 4/16 R

Übernahme der
Mietkaution durch
Jobcenter

Voraussetzung der Übernahme ei-
ner Mietkaution durch das Jobcenter
ist u.a., dass der Antragsteller im Zeit-
punkt der Begründung der mietver-
traglichen Verpflichtung im Leistungs-
bezug nach dem SGB II gestanden
steht. Ansonsten hätten es Leistungs-
berechtigte durch eine verzögerte,
aber wegen § 37 Abs. 2 S. 1 SGB II
auf den Monatsersten zurückwirken-
de Antragstellung, in der Hand, das
Zusicherungserfordernis zu umgehen.

SG Bremen,
Beschluss vom 08.11.2016,
S 37 AS 2104/16 ER

Zuschuss zu
ungedeckten KdU

Studierende, die eine im Eigentum
ihrer Eltern stehende Wohnung bewoh-
nen, haben im Gegensatz zu denen,
die im Haushalt ihrer Eltern wohnen,
keinen Anspruch auf einen Zuschuss
zu den ungedeckten angemessenen
Kosten der Unterkunft (KdU) und Hei-
zung nach § 27 Abs. 3 SGB II.

LSG Niedersachsen-Bremen,
Beschluss vom 30.05.2016,
L 6 AS 51/13

Anm.: Die Möglichkeit eines Zu-
schusses zu den ungedeckten KdU/
Heizung ist durch das Rechtsvereinfa-
chungsgesetz seit dem 01.08.2016
entfallen.

Personalausweis-
Gebühr bei Alg II

Alg II-Berechtigte können Anspruch
auf eine Befreiung von der Personal-
ausweisgebühr haben.

Im entschiedenen Fall hatte ein Ber-
liner Alg II-Bezieher einen neuen Per-
sonalausweis beantragt und die gefor-
derte Gebühr entrichtet. Später stell-
te er unter Berufung auf den Sozial-
leistungsbezug einen Antrag auf Er-
stattung. Das Bezirksamt lehnte die-
sen Antrag mit der Begründung ab,
der Kläger sei nicht bedürftig, weil der
Regelbedarfssatz seit dem
01.01.2011 einen Anteil von monat-
lich 0,25 EUR enthalte, der für die Per-
sonalausweisgebühr anzusparen sei.

Die Klage hiergegen hatte Erfolg.
Das Verwaltungsgericht verpflichtete
die Behörde, über den Antrag auf Ge-
bührenbefreiung neu zu entscheiden,
weil sie verkannt habe, dass der Klä-
ger im Sinne der Personalausweisge-
bührenverordnung bedürftig sei. Be-
dürftigkeit liege vor, wenn jemand sei-
nen Lebensunterhalt nicht oder nicht
ausreichend finanzieren könne. Dies
sei beim Kläger wegen des Bezugs von
Sozialleistungen der Fall. Ob und in
welchem Umfang eine Gebührenbe-
freiung gewährt werde, sei eine Frage
des Einzelfalles. Nur in diesem Rah-
men könne die Behörde berücksichti-
gen, ob der Personalausweisinhaber
hinreichend Zeit gehabt habe, einen
bestimmten Betrag „anzusparen“. Lie-
ge der Leistungsbezug aber - wie im
entschiedenen Fall - erst kurze Zeit
zurück, komme unter Umständen ein
vollständiger Gebührenerlass in Be-
tracht.

Die Kammer hat die Berufung ge-
gen das Urteil wegen grundsätzlicher
Bedeutung und wegen anderslauten-
der obergerichtlicher Rechtsprechung
zum Oberverwaltungsgericht Berlin-
Brandenburg zugelassen.

VG Berlin, Urteil vom
21.04.2016, VG 23 K 329.15
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Regelbedarf und Mehrbedarf für schwangere U25

Einer volljährigen erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen, die das 25. Lebens-
jahr noch nicht vollendet hat und die
mit einem nicht erwerbsfähigen Eltern-
teil zusammenlebt, steht nicht der Re-
gelbedarf für Alleinstehende gem. § 20
Abs. 2 S 1 SGB II zu. Auch der Mehr-
bedarf für werdende Mütter gem. § 21
Abs. 2 SGB II ist in derartigen Fällen
nicht aus Gleichbehandlungsgründen
unter Zugrundelegung des Regelbe-
darfs für Alleinstehende zu berech-
nen.

Der Errechnung der Höhe des
Schwangeren-Mehrbedarfs aus dem
jeweiligen persönlichen Regelbedarf

der Schwangeren stehen keine durch-
greifenden verfassungsrechtlichen
Bedenken entgegen, insbesondere
liegt kein Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1
GG vor. Die Regelung bewegt sich
noch im Rahmen der zulässigen Typi-
sierungen, weil hinsichtlich des Mehr-
bedarfs zwischen Schwangeren, die
alleinlebend sind, und solchen, die wie
die Klägerin mit einem Elternteil zu-
sammenleben, pauschalierend von
Unterschieden im Bedarf an Dienst-
und Hilfeleistungen angenommen
werden kann.

BSG, Urteil vom 01.12.2016,
B 14 AS 21/15 R

Mehrbedarf für
Alleinerziehende bei
Internatsaufenthalt

Auch wenn ein Kind während der
Woche regelmäßig in einem Internat
untergebracht ist, kann einem allein-
erziehenden Elternteil ein Mehrbedarf
nach dem SGB II zustehen.

Die Klägerin war alleinerziehende
Mutter von zwei Töchtern im Alter von
16 und 17 Jahren, die Internate für
Gehörlose besuchten. Die Kinder wa-
ren regelmäßig von Montagmorgen bis
Freitagmittag in der Schule. In den Fe-
rien sowie während verlängerter Wo-
chenenden und in Krankheitszeiten hiel-
ten sie sich zuhause in Wiesbaden auf.
Nachdem die Schulen eine exakte Auf-
stellung der Anwesenheitszeiten der Kin-
der vorgelegt hatten, beurteilte das
Gericht die Situation hinsichtlich der
beiden Mädchen unterschiedlich. Das
Gericht sprach der Mutter einen Mehr-
bedarf wegen der alleinigen Erziehung
der jüngeren Tochter zu, denn diese war
regelmäßig freitags nach Hause gefah-
ren. Die ältere Tochter war an den
Wochenenden häufiger in der Schule
geblieben, weil ihr die langen Fahrten
zu anstrengend waren. Für diese Toch-
ter lehnte das Gericht den beantragten
Zuschlag für Alleinerziehende ab.

Das Gericht sah den im Gesetz vor-
gesehenen Mehrbedarf für Alleiner-
ziehende als gerechtfertigt an, wenn
ein Elternteil das Kind tatsächlich mehr
als 50 % alleine betreut und in der
Regel keine längeren Abwesenheits-
zeiten von mindestens einer Woche
vorliegen. Denn gerade solche län-
geren Entlastungszeiträume stellten ein
wichtiges Kriterium für die besondere
Bedarfssituation von Alleinerziehen-
den dar. Diese Kriterien waren nur bei
der Tochter erfüllt, die sich an den Wo-
chenenden regelmäßig zuhause auf-
hielt. Das Gericht hat die Berufung zu-
gelassen.

SG Wiesbaden, Urteil vom
02.11.2016, S 5 AS 306/13

Formularmäßig erhobene Verfassungs-
beschwerde gegen das Rechtsvereinfachungs-
gesetz unzulässig

Wer Verfassungsbeschwerde unmit-
telbar gegen ein Gesetz erheben will,
muss konkret darlegen, inwiefern das
Gesetz bereits für den Beschwerde-
führer unmittelbar, selbst und gegen-
wärtig eine Verletzung in Grundrech-
ten bewirkt. Das gilt auch bei Nutzung
einer im Internet verfügbaren „Vorla-
ge“ für eine Rechtssatzverfassungsbe-
schwerde. Dies hat die 3. Kammer
des Ersten Senats des Bundesverfas-

sungsgerichts Beschluss entschieden
und damit eine unmittelbar gegen das
Neunte Gesetz zur Änderung des SGB
II (Rechtsvereinfachungsgesetz) ge-
richtete, formularmäßig erhobene
Verfassungsbeschwerde nicht zur Ent-
scheidung angenommen.

BVerfG,
Beschluss vom 04.10.2016,
1 BvR 1704/16

Nachweis von Bewerbungsbemühungen
1. Voraussetzungen für den Eintritt

einer Sperrzeit wegen unzurei-
chenden Eigenbemühungen sind
neben unzureichenden Eigenbe-
mühungen der fehlende Nachweis.
Ein Nachweis erfolgt durch Beweis-
mittel, worunter Urkundenbeweis,
Zeugenbeweis, Augenschein etc. zu
verstehen sind. Die in einer Ein-
gliederungsvereinbarung geforder-
te monatliche Dokumentation der
Eigenbemühungen in Form einer
auf eigenen Angaben des Arbeits-
suchenden beruhenden Auflistung
der konkret zu bezeichnenden Be-
werbungen stellt kein Beweismittel
dar. Die nicht fristgerechte Vorla-

ge dieser Dokumentation erfüllt
nicht den Sperrzeittatbestand.

2. Darüber hinaus ist eine pauschali-
sierte Vorabvereinbarung über zu
erbringende Nachweise nicht mit
dem Erfordernis einer ordnungsge-
mäßen Rechtsfolgenbelehrung, an
die zur rechtzeitigen und umfassen-
den Vorwarnung des Arbeitslosen
wegen der gravierenden Folgen und
des formalen Charakters hohe An-
forderungen zu stellen sind, verein-
bar.

LSG Baden-Württemberg,
Urteil vom 18.03.2016,
L 8 AL 2197/15
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Rente mit Abschlägen
verfassungskonform

Die Vorschriften über die Bestim-
mung von Abschlägen bei vorzeitiger
Inanspruchnahme einer Altersrente
und die Vertrauensschutzregelungen
sind verfassungsgemäß. Dies gilt auch
bei vorzeitiger Inanspruchnahme ei-
ner Altersrente für schwerbehinderte
Menschen.

LSG Baden-Württemberg,
Urteil vom 07.07.2016,
L 7 R 273/15

Kein Anspruchsübergang
bei Alg II als Darlehen

Die darlehensweise Gewährung
von Sozialleistungen bewirkt keinen
gesetzlichen Übergang von Unter-
haltsansprüchen (nach § 33 SGB II
bzw. § 94 SGB XII) auf den Sozialleis-
tungsträger.

OLG Düsseldorf,
Urteil vom 16.03.2016,
II-8 UF 58/14

Kein Rechtsschutzbedürfnis für Beleidigungen

Ein Rechtsschutzbedürfnis ist zu ver-
neinen, wenn jemand die Gerichte zur
Verfolgung zweckwidriger und insoweit
nicht schutzwürdiger Ziele ausnutzen
will. Eine Ausprägung des für jeden
Rechtsbehelf vor den Gerichten notwen-
digen Rechtsschutzbedürfnisses stellt es
dar, dass der Rechtsschutzsuchende das
Gericht nicht für unnütze oder unlaute-
re Zwecke in Anspruch nehmen kann.
Insbesondere muss der Rechtsschutzsu-
chende ernsthaft und nach freiem Ent-
schluss ein Urteil wollen. Andernfalls liegt
ein Missbrauch des Prozessrechts zu ver-
fahrensfremden Zwecken vor. Dies gilt
insbesondere für einen Rechtsbehelf mit
grob verunglimpfendem Inhalt, der nur
der Schmähung des Gerichts oder an-
derer Verfahrensbeteiligter dient. Ein sol-
ches Rechtsmittel ist gänzlich ungeeig-
net und damit offensichtlich unzulässig.
Wird ein sachlicher Anspruch nur for-
mal zur Entscheidung gestellt, geht es
dem Kläger aber in Wahrheit ausschließ-

lich darum, das Gericht, andere Ver-
fahrensbeteiligte oder Dritte unter dem
Deckmantel eines Klage- oder Rechts-
mittelverfahrens zu beleidigen, ohne
dass das sachliche Begehren im Vor-
dergrund steht, so handelt es sich um
einen Missbrauch des Verfahrens, der
zur Unzulässigkeit des Begehrens man-
gels Rechtsschutzbedürfnisses führt.

Im entschiedenen Fall hatte der Klä-
ger Alg II beantragt, aber nach 4 Mo-
naten noch keine Entscheidung erhal-
ten, weil noch Unterlagen fehlten. Vor
dem Sozialgericht legte er eine Untä-
tigkeitsklage ein, die abgelehnt wurde,
weil seit Antragstellung noch keine 6
Monate vergangen waren.

In einem Beschwerdeschreiben an
das SG schrieb der Kläger u.a. :“Am
31.12.2015 habt Ihr mein Brief erhal-
ten ... Und die Bearbeitungszeit der
Sachbearbeiter beträgt 15 Tage“ ... „Da

ich ja auf den Antrag warte bis ich mich
operieren lassen kann. Und die Sach-
bearbeiter den Finger nicht aus dem
Arsch bekommen. Werde ich ein An-
walt auf Kosten Jobcenter L. nehmen.
Und Euch noch auf Schmerzensgeld
anklagen. Und zu gutem Schluss wer-
de ich das Sozialgericht in Freiburg
noch einschalten. Das die Sachbearbei-
ter den Finger aus dem Arsch bekom-
men.“

In der Berufungsschrift hatte der Klä-
ger das Jobcenter mit „Nix tauge Nix
Verein“, „Pfeifen“, „Unfähige“, „Ah-
nungslose“, „Unfähigen Verein“, „Angst-
hasen“, „Dümmste Verein in Deutsch-
land“ und „Dumme Sirche“ bezeichnet
sowie mit „Dummschwätzen“ und „im
Sesselschaukeln“ bezichtigt.

LSG Baden-Württemberg,
Urteil v. 27.07.2016,
L 3 AS 1456/16

40 EUR bei verspäteter Lohnzahlung

Die 12. Kammer des Landesarbeits-
gerichts Köln hat diese Rechtsfrage
nunmehr erstmals obergerichtlich ent-
schieden und - anders als die Vorin-
stanz - die Anwendbarkeit der 40-
EUR-Pauschale auf Arbeitsentgeltfor-
derungen bejaht. Es verneint eine
Bereichsausnahme für das Arbeits-
recht. Bei der 40-EUR-Pauschale han-
dele es sich um eine Erweiterung der
gesetzlichen Regelungen zum Ver-
zugszins, der auch auf Arbeitsentgelt-
ansprüche zu zahlen sei. Auch der
Zweck der gesetzlichen Neuregelung
- die Erhöhung des Drucks auf den
Schuldner, Zahlungen pünktlich und
vollständig zu erbringen - spreche für
eine Anwendbarkeit zugunsten von Ar-
beitnehmern, die ihren Lohn unpünkt-
lich oder unvollständig erhalten.

Die Revision zum Bundesarbeitsge-
richt wurde wegen der grundsätzli-
chen Bedeutung der Rechtsfrage zu-
gelassen.

LAG Köln, Urteil vom
22.11.2016, 12 Sa 524/16

Die 12. Kammer des Landesarbeits-
gerichts Köln hat entschieden, dass ein
Arbeitgeber, der Arbeitslohn verspä-
tet oder unvollständig auszahlt, dem
Arbeitnehmer gemäß § 288 Abs.5
BGB einen Pauschal-Schadensersatz
in Höhe von 40 EUR zu zahlen hat.

Nach dem 2014 neu eingefügten
§ 288 Abs. 5 BGB hat der Gläubiger
einer Entgeltforderung bei Verzug des
Schuldners neben dem Ersatz des durch
den Verzug entstehenden konkreten
Schadens Anspruch auf die Zahlung ei-
ner Pauschale in Höhe von 40 EUR. Diese
Pauschale ist auf den Schadensersatz an-
zurechnen, soweit der Schaden in Kos-
ten der Rechtsverfolgung begründet ist.
Da es im Arbeitsrecht - anders als im
allgemeinen Zivilrecht - keinen Anspruch
auf Erstattung außergerichtlicher Rechts-
verfolgungskosten gibt, ist umstritten, ob
die gesetzliche Neuregelung gerade des-
wegen im Arbeitsrecht relevant wird oder
ob im Hinblick auf das Fehlen eines An-
spruchs auf Erstattung außergerichtlicher
Rechtsverfolgungskosten auch die 40-
EUR-Pauschale wegfällt.
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Gesetz zur Regelung von Ansprüchen ausländischer Personen

Die Frage der Leistungsansprüche
ausländischer Bürgerinnen und Bürger
auf Leistungen nach dem SGB II oder
dem SGB XII ist heftig umstritten. Nach-
dem die Regelung im SGB II, diese
Personen vom SGB II-Anspruch aus-
zuschließen, sofern sie sich allein zum
Zweck der Arbeitsuche in Deutschland
aufhalten, vom EuGH als nicht euro-
parechtswidrig angesehen wurde,
überraschte das BSG am 15.12.2015
mit mehreren Entscheidungen. Darin
bestätigte es zunächst, dass Unionsbür-
ger, deren Aufenthaltsrecht sich allein
aus dem Zweck der Arbeitsuche ergibt
oder die über kein Aufenthaltsrecht ver-
fügen, vom SGB II ausgeschlossen sei-
en. Weiter bestätigte das BSG, dass der
Ausschluss grundsätzlich auch für Leis-
tungen nach dem SGB XII gilt. Aber
gleichzeitig anerkannte das BSG zwei
gewichtige Ausnahmen. Demnach be-
steht ein Anspruch auf SGB XII-Leistun-
gen, wenn ein sog. „verfestigter Auf-
enthalt“, d.h. ein Aufenthalt von
mindestens 6 Monaten, besteht. Der
Anspruch besteht als Ermessenleistung,
wobei das BSG jedoch davon ausgeht,
dass in Fällen eines solchen verfestig-
ten Aufenthalts das Ermessen auf Null
reduziert ist. Eine zweite Ausnahme
vom Leistungsausschluss erkannte das
BSG für Fallgestaltungen an, in denen
nichterwerbstätige ehemalige Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, die
die elterliche Sorge für Schülerinnen
und Schüler während deren fortdau-
ernder Ausbildung ausüben. Auch hier
soll - unabhängig von einem Freizü-
gigkeitsrecht - ein SGB XII-Anspruch be-
stehen.

Die nach der BSG-Entscheidung fol-
gende Rechtsprechung der Erst- und
Zweitinstanzen war sehr uneinheitlich.
Einige Sozialgerichte folgten wie üb-
lich der BSG-Rechtsprechung, ande-
re aber blieben bei der Ansicht, dass
Erwerbsfähige in der Sozialhilfe
grundsätzlich nichts verloren haben.
Das BMAS nahm dies nun zum An-
lass, das vielleicht letzte Schlupfloch
zu stopfen und brachte das „Gesetz
zur Regelung von Ansprüchen auslän-
discher Personen, der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende nach dem
SGB II und in der Sozialhilfe nach dem
SGB XII“ auf den Weg (BT 18/10211

vom 07.11.2016). Damit soll die Ziel-
gruppe rechtssicher aus dem SGB II
sowie dem SGB XII ausgeschlossen
werden.

Neu eingeführt werden soll im SGB
XII ein übergangsweiser Anspruch für
einen Zeitraum von bis zu einem Mo-
nat. Diese Zeit soll genutzt werden, um
eine Rückreisemöglichkeit ins EU-Aus-
land zu organisieren. In dieser Zeit
besteht Anspruch auf Leistungen zur
Deckung ihres Bedarfs an Ernährung
und Körper- und Gesundheitspflege
sowie die angemessenen KdU. Diese
Überbrückungsleistungen werden im
Zeitraum von zwei Jahren aber nur
einmal gezahlt.

Auf Antrag besteht zudem der An-
spruch auf darlehensweise Übernah-
me der Kosten für ein Rückfahrticket.

Außerdem wird im SGB II und im
SGB XII ein Leistungsanspruch nach
eingetretener Verfestigung des Aufent-
halts geschaffen, die nach fünf Jah-
ren Aufenthalt in Deutschland ange-
nommen wird.

In der Gesetzesbegründung wird
zusammengefasst, für welche hilfebe-
dürftige, erwerbsfähige Ausländerin-
nen und Ausländer und ihre Famili-
enangehörigen künftig dann ein Leis-
tungsanspruch nach dem SGB II be-
steht:

 erwerbstätige Ausländerinnen und
Ausländer (Arbeitnehmerinnen,
Arbeitnehmer und Selbständige),
soweit die Erwerbstätigkeit nicht
existenzsichernd ist,

 nichterwerbstätige EU-Ausländer, die
nach § 2 Abs. 3 des FreizügG/EU
freizügigkeitsberechtigt sind (§ 7 Abs.
1 Satz 2 Nummer 1; Anwendungs-
fälle: vorübergehende Erwerbs-
minderung infolge Krankheit oder
Unfall, unfreiwillige Arbeitslosigkeit
nach mehr als einem Jahr Tätig-
keit in Deutschland; für die Dauer
von sechs Monaten bei unfreiwilli-
ger Arbeitslosigkeit nach weniger
als einem Jahr Beschäftigung in
Deutschland und unter bestimmten
Voraussetzungen bei Aufnahme
einer Berufsausbildung in Deutsch-
land),
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 nichterwerbstätige Ausländerinnen
und Ausländer, die über einen Auf-
enthaltstitel aus völkerrechtlichen,
humanitären oder politischen Grün-
den verfügen (§ 7 Abs. 1 Satz 3),

 nichterwerbstätige Ausländerinnen
und Ausländer ohne materielles
Freizügigkeits- oder Aufenthalts-
recht oder denen ursprünglich ein
Aufenthaltsrecht allein zum Zweck
der Arbeitsuche oder Artikel 10 der
Verordnung (EU) Nummer 492/
2011 zustand oder zum Zeitpunkt
der Antragstellung wieder zusteht,
wenn sie seit ihrer Anmeldung bei
der zuständigen Meldebehörde
mindestens fünf Jahre ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt in Deutsch-
land hatten und die Ausländerbe-
hörde den Verlust des Freizügig-
keitsrechts nach § 2 Abs. 7, § 5 Abs.
4 oder § 6 Abs. 1 FreizügG/EU
nicht festgestellt hat; Zeiten des nicht
rechtmäßigen Aufenthalts, in denen

eine Ausreispflicht besteht, werden
nicht auf Zeiten des gewöhnlichen
Aufenthalts angerechnet (§ 7 Abs.
1 Satz 4 und 5 - neu -).

EU-Ausländern gleichgestellt sind
Staatsangehörige aus den EWR-Staa-
ten (Island, Liechtenstein und Norwe-
gen), auf die das Freizügigkeitsgesetz/
EU unmittelbar anwendbar ist, sowie
Schweizer Staatsangehörige.

Der Bundesrat hatte erwartungsge-
mäß keine Einwände, so dass das Ge-
setz nach der Verkündung im Bundes-
gesetzblatt in Kraft treten wird. Es ist aber
bereits jetzt umstritten. Im Rahmen ei-
ner Anhörung im Bundestagsausschuss
für Arbeit und Soziales sprach Claudius
Voigt vom DPWV von einem Tabubruch.
Man wolle die Betroffenen aushungern
und es sei nicht akzeptabel, Menschen,
die sich legal in Deutschland aufhalten,
fünf Jahre lang von existenzsichernden

Sozialleistungen auszuschließen. Dies
sei sozialpolitisch fatal, weil es zur Ver-
elendung führe und am Ende den Kom-
munen teurer komme. Der Gesetzent-
wurf sei aber auch grundgesetzwidrig,
weil er eine „migrationspolitische Rela-
tivierung der Menschenwürde“ zur Fol-
ge hätte. Gleicher Ansicht war auch die
Vertreterin der Diakonie Deutschland.
Der Deutsche Anwaltverein hält in sei-
ner Stellungnahme fest, dass die Rege-
lungen des Gesetzes mit höherrangi-
gem Recht nicht vereinbar sind:

http://tinyurl.com/hp8vacw

Die GGUA Flüchtlingshilfe hat bereits
eine Übersicht erstellt, die den künfti-
gen Zugang zur Existenzsicherung für
Unionsbürger/-innen nach Inkrafttreten
des „EU-Bürger/-innen-Ausschlussge-
setzes“ tabellarisch beschreibt:

http://tinyurl.com/zmcupgc

Zwangsverrentung leicht entschärft

Das BMAS hat die Zwangsverrentung,
d.h. die Verpflichtung von Alg II-Berech-
tigten ab dem 63.Lebensjahr eine Alters-
rente in Anspruch zu nehmen, auch wenn
diese nur mit Abschlägen bezogen wer-
den kann, leicht entschärft. Dies geschieht
durch die Aufnahme einer weiteren Aus-
nahme in die Unbilligkeitsverordnung.
Leistungsbeziehende nach dem SGB II
werden danach nicht mehr zum Eintritt
in eine vorgezogene Altersrente mit Ab-
schlägen verpflichtet, wenn die Höhe die-
ser Rente zur Bedürftigkeit, also zum Be-
zug von Grundsicherungsleistungen im
Alter führen würde. Künftig muss eine
Altersrente nur noch dann vorzeitig be-
antragt werden, wenn sie trotz dieser vor-
zeitigen Inanspruchnahme und der da-
mit verbundenen Abschläge bedarfsde-
ckend ist. Sie muss dagegen nicht mehr
vorzeitig in Anspruch genommen wer-
den, wenn die Höhe dieser Rente zum
(ergänzenden) Bezug von Leistungen der
Grundsicherung im Alter führen würde.
Nach dem Wortlaut des neuen § 6 Un-
billigkeitsV ist dies „insbesondere anzu-
nehmen, wenn der Betrag in Höhe von
70 Prozent der bei Erreichen der Al-
tersgrenze (§ 7a des Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch) zu erwartenden mo-

natlichen Regelaltersrente niedriger ist
als der zum Zeitpunkt der Entscheidung
über die Unbilligkeit maßgebende Be-
darf der leistungsberechtigten Person
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch.“

Von der Zwangsverrentung Betrof-
fene können die zu erwartende mo-
natliche Regelaltersrente der jährli-
chen Renteninformation entnehmen.
Diese erhalten alle Versicherte auto-

matisch, die das 27. Lebensjahr voll-
endet und mindestens für 5 Jahre
Beitragszeiten zurückgelegt haben. Zu
beachten ist, dass der Wert von 70 %
der zu erwartenden Regelaltersgren-
ze mit dem Alg II-Betrag und nicht mit
dem Anspruch oder dem Zahlbetrag
verglichen werden muss.

Die Änderung wurde zwischenzeit-
lich im Bundesgesetzblatt veröffentlicht
und tritt zum 01.01.2017 in Kraft.
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Aufbewahrungsfristen
im SGB II

Eine neue Geschäftsanweisung
(http://tinyurl.com/h5cr8tp) regelt ver-
bindlich die Aufbewahrungsfristen im
Rechtskreis SGB II. So müssen nun
beispielsweise Leistungsakten in der
Regel 10 Jahre aufbewahrt werden.
In der Weisung werden die Fristbe-
stimmung, Ausnahmen und andere
Details erläutert.

Jobcenter:

Teilweise Einführung des Zwei-Augen-Prinzips

Seit dem 01.01.2015 hatten die
Jobcenter bei praktisch fast allen Zah-
lungen und zahlungsrelevanten EDV-
Eingaben das generelle Vier-Augen-
Prinzip strikt zu beachten. Dies führte
zu einem erheblichen personellen
Aufwand, weil jede Änderung durch
einen zweiten Sachbearbeiter bestä-
tigt werden musste. Zudem wurde das
Vier-Augen-Prinzip technisch nur un-
zureichend unterstützt.

Die BA hat nun nachgebessert und
das Zwei-Augen-Prinzip teilweise

wieder eingeführt. Die entsprechen-
de Weisung (http://tinyurl.com/jcush-
hx) sieht vor, dass nun Entscheidun-
gen über Auszahlungs- und Annah-
me-Anordnungen von Einmalzahlun-
gen bis zu einem Betrag von 500 EUR
wieder im Zwei-Augen-Prinzip getrof-
fen werden. Für Einmalzahlungen, die
in ALLEGRO anhand manueller Be-
rechnung durchgeführt wurden, sowie
Sonderzahlungen ohne Verrechnung
und Annahmeanordnungen über 500
EUR gilt weiterhin das Vier-Augen-
Prinzip.

Verschärfte Bußgeldvorschrift

Durch das Rechtsvereinfachungsge-
setz wurden auch die Bußgeldvorschrif-
ten verschärft. Konkret geht es dabei
um eine Ergänzung des § 63 SGB II.
Nach dem Wortlaut der früheren Fas-
sung handelte ordnungswidrig, wer vor-
sätzlich oder grob fahrlässig „entgegen
§ 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB I eine
Änderung in den Verhältnissen, die
für einen Anspruch auf eine laufende
Leistung erheblich ist, nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig oder nicht recht-
zeitig mitteilt.“ Hier liegt die Betonung
auf dem Begriff der „Änderung“.

Nach der durch das Rechtsverein-
fachungsgesetz geschaffenen Erwei-
terung begeht nun auch derjenige
eine Ordnungswidrigkeit, der ent-
gegen § 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB
I eine Angabe nicht, nicht richtig, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig
macht.

Eine solche Ordnungswidrigkeit
kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000
EUR geahndet werden (§ 63 Abs. 2
SGB II). Aus Sicht der Bundesregie-
rung wurde damit eine „Regelungslü-
cke“ geschlossen.

Die BA hat ihr fachlichen Hinweise
zu den Bußgeldvorschriften bereits ak-
tualisiert. In Zusammenhang mit der
Verpflichtung zur Angabe von Tatsa-
chen wird u.a. darauf hingewiesen, die

Verweigerung der Zustimmung, dass
Dritte die erforderlichen Auskünfte er-
teilen, nicht bußgeldbewehrt. Diese im
§ 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB I enthal-
tene Variante wurde nicht in die Buß-
geldvorschrift des § 63 SGB II aufge-
nommen. Ein solcher Sachverhalt kann
aber unter Umständen dazu führen,
dass wegen fehlender Mitwirkung die
Leistungen ganz oder teilweise versagt
werden (§ 66 SGB I).

Anzugebende Tatsachen im Sinne
der Bußgeldvorschrift sind nur solche,
die für den Anspruch erheblich sind,
d. h., die Tatsachen müssen Rechts-
folgen nach sich ziehen. Das ist
beispielsweise nicht der Fall, wenn sich
wegen bestehender Freibetragsrege-
lungen keine Auswirkungen ergeben
(z. B. Erwerbseinkommen unter dem
Grundfreibetrag).

Ordnungswidrig handeln kann
nicht eine BG insgesamt, sondern nur
eine (natürliche) Person. Da ein Mit-
glied der BG die gesamte BG im Rah-
men der Antragstellung vertritt, kommt
i.d.R. auch nur diese Person als ord-
nungswidrig handelnde in Betracht.

Ein anderes Mitglied der BG han-
delt nur dann vorwerfbar, wenn es
erkennt oder fahrlässig nicht erkennt,
dass die oder der Bevollmächtigte sei-
ne Mitwirkungspflichten nicht erfüllt.

Bei dem Betrag von 5.000 EUR als
Geldbuße handelt es sich um eine
Obergrenze. Da § 63 SGB II zwischen
vorsätzlichem und fahrlässigem han-
deln unterscheidet, kann im Falle ei-
nes vorwerfbaren fahrlässigen Handeln
(oder Unterlassen) eine maximale
Geldbuße von 2.500 EUR verhängt
werden. Die Höhe der Geldbuße ist
vom Einzelfall abhängig, wobei vor al-
lem die Bedeutung der Ordnungswid-
rigkeit, der Vorwurf, der die Täterin
oder den Täter trifft sowie die wirt-
schaftlichen Verhältnisse zu berücksich-
tigen sind. Im Zusammenhang mit der
erforderlichen Gesamtbetrachtung al-
ler relevanten Gesichtspunkte ist aber
z.B. auch die Dauer der Zuwiderhand-
lung zu berücksichtigen. Die fachlichen
Hinweise zeigen auch eine ganze Rei-
he von Gründen auf, die zugunsten des
Betroffenen zu einer Minderung der
Geldbuße führen können, z.B. eine
Selbstanzeige, eine unverzügliche
Schadenswiedergutmachung, ein ju-
gendliches Alter, aber auch ein Mitver-
schulden des Jobcenters.

In der Anlage zu den fachlichen
Hinweisen findet sich eine Tabelle mit
sog. Basisrichtwerten, die Hinweise für
die Höhe der Geldbußen enthält:

http://tinyurl.com/j2wl4tg
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Regelbedarfsermittlungsgesetz

SGB II

Das „Gesetz zur Ermittlung von
Regelbedarfen sowie zur Änderung
des Zweiten und des Zwölften Buches
Sozialgesetzbuch (SGB II und SGB XII)“
(„Regelbedarfsermittlungsgesetz“) ist
am 01.12.2016 in letzter Lesung und
unter Berücksichtigung einiger Ände-
rungen, die durch Ausschuss für Ar-
beit und Soziales vorgenommen wur-
den (s.u.), verabschiedet worden.

Mit dem Gesetz werden vor allem
die Regelbedarfe zum 01.01.2017
auf Grundlage der letzten Einkom-
mens- und Verbrauchsstichprobe
(EVS) angepasst. Dabei handelt es sich
nicht, wie in den letzten Jahren, um
eine Fortschreibung anhand des
Mischindexes, sondern um eine
grundsätzliche Neuberechnung auf
der der Basis einer (neuen) EVS. Die-
se stammt zwar noch aus dem Jahr
2013, wurde aber erst im Septem-
ber 2015 in einer aufbereiteten Form
veröffentlicht. Aufgabe des Gesetzge-
bers war dabei auch, verschiedene
Prüfaufträge aus einer Entscheidung
des BVerfG vom 23.07.2014 zu er-
füllen. Dieses hatte aus der Perspekti-
ve einer Gesamtschau die bei der Re-
gelbedarfsermittlung angewandte
Methodik als zulässig erklärt und die
Höhe der Regelbedarfe als noch ver-
fassungskonform befunden.

Andererseits gab das BVerfG dem
Gesetzgeber aber auf, einige Aspek-
te besonders zu berücksichtigen, um
eine Bedarfsunterdeckung zu vermei-
den und die Idee eines disponiblen
Anteils im Regelbedarf zu gewährleis-
ten. Der Gesetzgeber bewege sich -
so das BVerfG - „an der Grenze des-
sen, was zur Sicherung des Existenz-
minimums verfassungsrechtlich erfor-
derlich ist.“

Genau diese Vorgaben wurden
aber nach Ansicht zahlreicher Exper-
ten und sogar auch nach Ansicht des
Bundesrats selber, nicht oder nicht
ausreichend berücksichtigt. Die Stel-
lungnahme des Bundesrats (BT 541/
16 B) liest sich streckenweise wie eine
Blaupause für ein neues Klageverfah-
ren zur Frage der Verfassungsmäßig-
keit der Regelbedarfe ab dem Jahr
2017:

„Der Gesetzesbegründung ist nicht zu
entnehmen, dass die Vorgaben des
BVerfG in vollem Umfang Berücksichti-
gung gefunden haben. Insbesondere fehlt
auch mit Blick auf die moderate Erhö-
hung der Regelsätze und die Herausnah-
me zahlreicher Verbrauchspositionen im
Rahmen der Sonderauswertungen eine
eingehende Auseinandersetzung mit der
Feststellung des BVerfG, der im Jahr
2012 geltende Regelbedarf bewege sich
„an der Grenze dessen, was zur Siche-
rung des Existenzminimums verfassungs-
rechtlich erforderlich ist“ (vergleiche
BVerfG, Beschluss des Ersten Senats vom
23. Juli 2014 10/12 u. a. Rn. 121).
Inwieweit den Leistungsberechtigten mit
den nunmehr ermittelten Regelsätzen
tatsächlich Spielraum zur Verfügung
steht, Unterdeckungen bei einer Position
durch andere Bedarfspositionen auszu-
gleichen, bleibt offen.“

Im weiteren forderte der Bundes-
rat in seinem Beschluss, dass

 bei der Ermittlung der Regelbedar-
fe Haushalte mit sogenannten Auf-
stockern und verdeckt Armen von
den zu berücksichtigenden Haus-
halten ausgeschlossen werden. Nur
auf diesem Weg kann gewährleis-
tet werden, dass die Regelbedarfe
der Hilfebedürftigen tatsächlich
nicht anhand ihrer eigenen Ver-
brauchsausgaben bestimmt und
somit Zirkelschlüsse zum Nachteil
der betroffenen Menschen vermie-
den werden.

 die Unterscheidung von Regelbe-
darfsstufen schlüssig begründet
wird und sachlich nicht gerechtfer-
tigte Schlechterstellungen von Per-
sonengruppen ausgeschlossen
werden.

 bei der Ermittlung der Regelbedar-
fe die Anteile für Energiekosten
unter Berücksichtigung der ver-
schiedenen tatsächlichen Gege-
benheiten bei der Energielieferung
und -nutzung, im Besonderen bei
Haushaltsstrom, realitätsgerecht
ermittelt und festgesetzt werden.
Die Heranziehung der Einkom-
mens- und Verbrauchsstichprobe in
ihrer jetzigen Form genügt dieser
elementaren Anforderung nicht.

 geprüft wird, ob mit Blick auf die
Grenzen des Statistikmodells, aber
auch unter Berücksichtigung le-
benspraktischer Erwägungen, die
Verbrauchspositionen „Weiße
Ware“ künftig als gesonderte Leis-
tungen zu erbringen sind.

 das Urteil des Bundessozialgerich-
tes vom 23.07.2016 (B 3 KR 21/
15 R) umgesetzt und geprüft wird,
inwieweit die Krankenkassen an
der Finanzierung von Sehhilfen zu
beteiligen sind.

 bei den für die Neuermittlung von
Regelbedarfen zugrunde liegenden
Sonderauswertungen der EVS
2013 bezüglich der Auswertung
der Abteilung 7 „Verkehr“ auch
Haushalte mit Ausgaben für Kraft-
fahrzeuge berücksichtigt werden.
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Stromkosten im Alg II-Regelbedarf nach wie vor
viel zu niedrig bemessen

Zum Jahresanfang 2017 werden
die Alg II-Regelbedarfe minimal er-
höht. Allerdings reicht dies immer noch
nicht, um die realen Stromkosten der
meisten Leistungsbeziehenden zu de-
cken.

Der Regelbedarf steigt bei einer al-
leinstehenden Person von 404 EUR auf
409 EUR. In diesem Satz sind nach
Berechnungen des Vergleichsportals
Verivox 34,50 EUR für Strom vorge-
sehen. Ein Single-Haushalt zahlt
allerdings im Durchschnitt 39,33 EUR,

erklärt Verivox. In der Grundversor-
gung sind es sogar 42,91 EUR. Ein
Wechsel zu einem günstigeren Anbie-
ter wird Arbeitslosengeld II-Beziehen-
den allerdings nicht immer leicht ge-
macht - sie scheitern an der Bonitäts-
prüfung und müssen dann in der teu-
ren Grundversorgung bleiben.

Single-Haushalte haben in der Re-
gel einen höheren Pro-Kopf-Strom-
verbrauch als Haushalte, in denen
mehrere Menschen leben und Gerä-
te gemeinsam nutzen.

SGB II

 die im Gesetz betragsmäßig fest-
gelegten Bildungs-und Teilhabeleis-
tungen des Schulbedarfspakets und
der Teilhabeleistung regelmäßig
auf eine bedarfsdeckende Ausge-
staltung hin geprüft und fortge-
schrieben werden.

 eine Regelung getroffen wird, die
einen nahtlosen Zugang von Haft-
entlassenen zur Krankenversiche-
rung ermöglicht.

 zur Gewährleistung des verfas-
sungsrechtlichen Existenzmini-
mums eine Regelung für einen pau-
schalierten Mehrbedarf aus Anlass
des Umgangs getrennt lebender
Eltern mit ihren minderjährigen
Kindern im SGB II und SGB XII vor-
genommen wird.

Alle Forderungen und Hinweise des
Bunderats sind im weiteren Gesetz-
gebungsverfahren nicht berücksichtigt
worden. Auch der Deutsche Verein
hält die Prüfaufträge des BVerfG nicht
für erfüllt und führt in seiner lesens-
werten Stellungnahme (http://
tinyurl.com/jqdt7pg) diverse Beispie-
le an. Beispielsweise stellt der DV fest:
„Der Forderung des Bundesverfas-
sungsgerichts nach Schaffung eines fi-
nanziellen Spielraums bei atypischen
Bedarfen ist systemgerecht nur nach-
zukommen, wenn der im Rahmen des
Regelbedarfs-Ermittlungsgesetzes
2011 eingeführte restriktive Umgang
mit den Daten aus der EVS gemindert
wird. Das ist nicht der Fall.“

Bei den Änderungen, die durch
Empfehlung des Ausschuss für Arbeit
und Soziales vorgenommen wurden
(BT 18/10519), handelt es sich u.a.
um folgende Punkte:

 Konkretisierung der Regelbedarfs-
stufen für Erwachsene nach dem
SGB XII,

 Berücksichtigung der Bedarfe für
Unterkunft und Heizung nach dem
Vierten Kapitel des SGB XII für er-
wachsene Leistungsberechtigte, die
im Haushalt ihrer Eltern leben,

 Vorübergehender Auslandsaufent-
halt (§ 41a SGB XII): Leistungsbe-
rechtigte, die sich länger als vier
Wochen ununterbrochen im Aus-
land aufhalten, erhalten nach Ab-

lauf der vierten Woche bis zu ihrer
nachgewiesenen Rückkehr ins In-
land keine Leistungen.

 Einführung eines Darlehens zur
Überbrückung einer Finanzie-
rungslücke im ersten Rentenmonat
(§ 37a SGB XII). Hauptanwen-
dungsfall ist, dass im Leistungsmo-
nat erstmals zum Monatsende eine
Rente (aber auch anderes Einkom-
men oder Sozialleistungen) geleis-
tet wird. Aufgrund der Fälligkeit
zum Monatsende und der leistungs-
mindernden Einkommensanrech-
nung ergibt sich das Problem, dass
der leistungsberechtigten Person
am Monatsanfang die Grundsiche-
rungsleistung zufließt, auf deren
Höhe der Rentenzahlbetrag ange-
rechnet wird. Deshalb steht die
Rente während des Monats, für den
sie erstmals gezahlt wird, nicht für
die Bestreitung des Lebensunter-
halts zur Verfügung. Hier besteht
nun die Möglichkeit zur Zahlung
eines Darlehens, dass in monatli-
chen Raten in Höhe von 5 % der

(Fortsetzung : Regelbedarfsermittlungsgesetz)

Regelbedarfsstufe 1 zu tilgen ist.
Insgesamt ist jedoch höchstens ein
Betrag in Höhe von 50 % zurück-
zuzahlen.

 Präzisierung der Neuregelung zur
Berücksichtigung von Unterkunftskos-
ten in Verwandtenhaushalten (§ 42a
SGB XII),

 Klarstellung, dass angemessene Al-
tersvorsorgebeiträge im SGB XII
weiterhin als Ermessensleistung
übernommen werden können (§ 33
SGB XII). Die Berücksichtigung von
Bedarfen für die angemessene Al-
tersvorsorge (d.h. die Absetzbar-
keit der Aufwendungen vom Ein-
kommen) wird wie im bisherigen
Recht als „Kann-Leistung“ ausge-
staltet (nach dem Wortlaut des Ge-
setzentwurf hätte es sich um eine
„Mussleistung“ gehandelt).

 Vorschriften, die keinen unmittel-
baren Bezug zur Regelbedarfser-
mittlung haben, treten erst zum
01.07.2017 in Kraft.
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MATERIALIEN

Alg II, Sozialgeld und Mehrbedarf

     Bedarf für Bildung und Teilhabe (u.a. Klassen-
fahrten/Schulausflüge; Zuschuss zum Mittages-
sen in Schulen, KiTas, Horten; Kultur- und Sport-
angebote) - s. auch Merkblatt C5
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MATERIALIEN

  Merkblatt B3 - Alg II, Sozialgeld und Mehrbedarfe          ArbeitslosenZentrum Düsseldorf            1/2017
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SGB III

Fiktive Bemessung 2017

Kann für die Berechnung der Höhe
eines Alg-Anspruchs ein Bemessungs-
zeitraum von mindestens 150 Tagen
mit Anspruch auf Arbeitsentgelt inner-
halb des auf zwei Jahre erweiterten
Bemessungsrahmens nicht festgestellt
werden, ist als Bemessungsentgelt ein
fiktives Arbeitsentgelt zugrunde zu le-
gen (§ 152 Abs. 1 SGB III).

Typische Fallgestaltungen für eine
fiktive Bemessung sind:

 Der Arbeitslosengeldanspruch ent-
steht nach längeren versicherungs-
pflichtigen Kindererziehungszeiten.

 Das Arbeitsentgelt war wegen Be-
treuung eines Kindes unter 3 Jah-
ren längere Zeit gemindert (§ 150
Abs. 2 Nr. 3 SGB III).

 Der Arbeitslosengeldanspruch ent-
steht allein durch versicherungs-
pflichtigen Krankengeldbezug.

 Der Arbeitslosengeldanspruch ent-
steht durch versicherungspflichti-
gen Bezug einer Rente wegen vol-
ler Erwerbsminderung, Erwerbsfä-
higkeit gilt als wiederhergestellt.

 Der Arbeitslosengeldanspruch entsteht
nach Zeiten der freiwilligen Arbeits-
losenversicherung bei Selbständigkeit
oder Pflege (§ 28a SGB III).

Ausgangspunkt für die Ermittlung des
fiktiven Arbeitsentgelts nach § 152 Abs.
2 Satz 1 SGB III ist die Festlegung der
Beschäftigung, auf die sich unter Berück-
sichtigung der Neigung, Eignung und
Leistungsfähigkeit des Arbeitslosen (§ 35
Abs. 2 Satz 2 SGB III) sowie der Anfor-
derungen der angebotenen Stellen die
Vermittlungsbemühungen für den Ar-
beitslosen in erster Linie zu erstrecken
haben. Dies bedeutet, dass nicht die Ge-
samtbreite der möglichen Beschäftigun-
gen, sondern die Tätigkeiten maßge-
bend sind, mit denen der Arbeitslose
bestmöglich eingegliedert werden kann.
Dabei sind nur die Beschäftigungen zu
berücksichtigen, die in nennenswertem
Umfang auf dem Arbeitsmarkt vorhan-
den sind. Es ist ohne Bedeutung, ob
mögliche Stellen besetzt oder offen sind.
Kommen mehrere Beschäftigungen
gleichwertig in Betracht, ist die Beschäf-
tigung maßgebend, die die höchste
Qualifikation erfordert.

Für die Festsetzung des fiktiven Ar-
beitsentgelts wird dann die Beschäfti-
gung einer von vier Qualifikations-
gruppen zugeordnet:

 Qualifikationsgruppe 1 erfordert
eine Hochschul- oder Fachhoch-
schulausbildung,

 Qualifikationsgruppe 2 erfordert
einen Fachschulabschluss, den
Nachweis über eine abgeschlosse-
ne Qualifikation als Meister oder
einen Abschluss in einer vergleich-
baren Einrichtung,

 Qualifikationsgruppe 3 erfordert
eine abgeschlossene Ausbildung in
einem Ausbildungsberuf erfordern
und

 Qualifikationsgruppe 4 erfordert
keine Ausbildung.

Jede Qualifikationsgruppe ent-
spricht einem bestimmten Bruttoar-
beitsentgelt, dem wiederum ein be-

stimmter Anteil (z.B. bei Qualifikati-
onsstufe 1: 1/300; bei Qualifikations-
stufe 4: 1/600 der Bezugsgröße) der
Bezugsgröße in der Sozialversicherung
zugeordnet wird.

Die jährliche Bezugsgröße für das
nächste Jahr beträgt 35.700 EUR
(West). Die Bundesagentur setzt
mittlerweile die Rechtsprechung des
BSG zur fiktiven Bemessung um. Dem-
nach ist bei der Zuordnung zur Qua-
lifikationsgruppe ausschließlich die
Bezugsgröße West maßgeblich, auch
wenn sich die Vermittlungsbemühun-
gen allein auf die neuen Bundeslän-
der erstrecken.

Konkret ergeben sich damit für den
Fall einer fiktiven Bemessung des Ar-
beitslosengeldes für das Jahr 2017
folgende mögliche Bemessungsentgel-
te. Es ist die Bezugsgröße des Kalen-
derjahres maßgebend, in dem der
Anspruch entstanden ist.

Qualifikations- Monats- tägliches Brutto
gruppe/Bundesland brutto (in EUR) (in EUR)

Gruppe 1 (West)    3.570    119,00
Gruppe 2 (West)    2.975      99,17
Gruppe 3 (West)    2.380      79,33
Gruppe 4 (West)    1.785      59,50
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Vorsicht bei Aufhebungsverträgen mit
unwiderruflicher Freistellung

SGB III / SONSTIGE RECHTSGEBIETE

Die neue Geschäftsanweisung der
BA zu § 150 SGB III (Bemessungszeit-
raum und Bemessungsrahmen“) kann
in einer bestimmten Fallgestaltung zu
besonderen Nachteilen führen. Bei
der Berechnung des Arbeitslosengel-
des wird bekanntlich ein Bemessungs-
zeitraum gebildet, der Entgeltabrech-
nungszeiträume versicherungspflich-
tiger Beschäftigungen umfasst, soweit
sie beim Ausscheiden abgerechnet
sind. An dieser Stelle schreibt die
Weisung nun vor, dass „Zeiten einer
unwiderruflichen Freistellung“ außer
Betracht bleiben.

Das Düsseldorfer Anwaltsbüro Bell
& Windirsch weist in einer Sonderinfo
darauf hin, dass dies zu deutlichen Re-
duzierungen des Anspruches auf Ar-
beitslosengeld führen kann: „Das Pro-
blem kann entstehen, wenn Arbeitneh-
mer in Aufhebungsverträgen lange
Kündigungsfristen vereinbaren. Wird

z.B. ein Vergleich geschlossen, der die
Beendigung des Arbeitsverhältnisses mit
einer langen Kündigungsfrist und ei-
ner unwiderruflichen Freistellung von
12 Monaten vorsieht, werden diese 12
Monate für den Bemessungszeitraum
nicht mehr berücksichtigt. Die Höhe des
Arbeitslosengelds stützt sich jedoch in
der Regel auf das im letzten Jahr vor
dem Eintritt der Arbeitslosigkeit (dem
Bemessungszeitraum) erzielte Arbeits-
entgelt. Es drohen in diesem Fall da-
her die erhebliche Verringerung des
Arbeitslosengeldes und ein monatlicher
Verlust im dreistelligen Bereich.“

Ein Verfahren zu dieser Fragestel-
lung ist beim Sozialgericht bereits an-
hängig. Bis zur Klärung empfiehlt das
Anwaltsbüro, in Aufhebungsverträgen
auf die unwiderrufliche Freistellung zu
verzichten. Bei einer widerruflichen
Freistellung bestehen diese Probleme
(noch) nicht.

Weisung der BA zu der
Zuordnung von „Alg I-
Aufstockern“

Durch das Rechtsvereinfachungs-
gesetz wurde entschieden, dass Ar-
beitslosengeld-Aufstocker, d.h. Leis-
tungsberechtigte, die neben Arbeits-
losengeld der Bundesagentur für Ar-
beit ergänzend/aufstockend Alg II be-
ziehen, ab dem 01.01.2017 in die
vermittlerische Betreuung der Agen-
turen für Arbeit (AA) übergehen (§ 5
Abs. 4 SGB II). Die Bewilligung von
Leistungen der aktiven Arbeitsförde-
rung und die gesamte Integrationsver-
antwortung liegen somit ab dem
nächsten Jahr ausschließlich bei der
zuständigen AA. Wichtig: der Über-
gang der Zuständigkeit betrifft nur
vermittlerische Fragestellungen und
die förderrechtliche Betreuung, wie
z.B. arbeitsmarktpolitische Maßnah-
men zur Aktivierung und beruflichen
Eingliederung nach § 45 SGB III i. V.
m. § 16 Abs. 1 SGB II). Die Hilfe zum
Lebensunterhalt wird nach wie vor
vom zuständigen Jobcenter geleistet.

Die BA hat eine Weisung erlassen,
in der die Änderungen beschrieben
und Verfahrensfragen, z.B. zum Über-
gang von Bestandskundinnen und Be-
standskunden vom Jobcenter zur BA,
geklärt werden.

Die Weisung ist hier zu finden:

http://tinyurl.com/h4lspeq

Kürzung der Regelbedarfe für Asylbewerber in Sammelunterkünften

Der „Entwurf eines Dritten Gesetzes
zur Änderung des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes“ sieht u.a. Kürzungen für
Asylbewerber vor, die die in Sammel-
unterkünften bestimmte Räumlichkeiten
(Küche, Sanitär-und Aufenthaltsräume
etc.) gemeinsam nutzen. Ihnen soll nur
noch die Regelbedarfsstufe 2 zugeord-
net werden, d.h. 90 Prozent der Bedarfs-
stufe für Alleinstehende. Begründet wird
das Ganze mit Synergieeffekten. So wie
schon immer bei Paarhaushalten durch
gemeinsames Wirtschaften „aus einem
Topf“ Spareffekte unterstellt werden, „er-
möglicht die gemeinschaftliche Nutzung

von Wohnraum Synergieeffekte, da be-
stimmte haushaltsbezogene Aufwendun-
gen nicht von jedem Leistungsberechtig-
ten alleine zu tragen sind, sondern auf
die Gemeinschaft der Bewohner aufge-
teilt beziehungsweise von ihnen gemein-
sam getragen werden. Dies betrifft etwa
die persönlichen Bedarfe an Mediennut-
zung, da Festnetz-oder Internetanschlüsse
in Sammelunterkünften regelmäßig zur
gemeinschaftlichen Nutzung bereitgestellt
werden. Weitere Einsparungen ergeben
sich unter den genannten Voraussetzun-
gen durch die Möglichkeit zur gemein-
samen Nutzung oder zum Austausch bei

den Bedarfen an Freizeit, Unterhaltung
und Kultur (Abteilung 9 der EVS 2013).
Bei einer Unterbringung in Sammelun-
terkünften bestehen zudem Einspareffek-
te beim notwendigen Bedarf an Nahrung
(Abteilung 1 der EVS 2013), etwa in-
dem Lebensmittel oder zumindest der
Küchengrundbedarf in größeren Men-
gen gemeinsam eingekauft und in den
Gemeinschaftsküchen gemeinsam ge-
nutzt werden.“

Den Gesetzentwurf (Stand:
20.09.2016) gibt es hier:

http://tinyurl.com/hu43g7e

Wohnsitzauflagen

Das Aufenthaltsgesetz sieht für bestimmte Ausländer, vor allem Flüchtlinge und
Asylberechtigte, Wohnsitzauflagen vor, d.h. sie können für einen Zeitraum von bis
zu 3 Jahre ihren Aufenthaltsort in Deutschland nicht frei wählen (§ 12a Auf-
enthG).

Einen guten Überblick über die neuen Wohnsitzauflagen und die sozial-
rechtlichen Auswirkungen bietet ein Aufsatz von Dorothee Frings und Eva
Steffen (http://tinyurl.com/hq235pd).

Die aktuelle Weisung des BMAS und der BA zu Wohnsitzregelung im SGB
II und ein Erlass des MAIS und des Landesinnenministeriums Wohnsitzrege-
lung in NRW hat Harald Thomé veröffentlicht: http://tinyurl.com/jbrzn2n
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Unterhaltsvorschuss länger möglich?

Auf der Konferenz der Regierungs-
chefinnen und Regierungschefs von
Bund und Ländern am 14.10.2016 in
Berlin zur Neuregelung des bundes-
staatlichen Finanzausgleichssystems ab
2020 wurde u.a. auch eine Änderung
bei Unterhaltsvorschussgesetz beschlos-
sen. Bund und Länder verständigten
sich darauf, beim Unterhaltsvorschuss
ab dem 01.01.2017 die Altersgrenze
von 12 auf 18 Jahre anzuheben und
die Bezugsdauergrenze von bisher 72
Monaten aufzuheben.

Zu den finanziellen Belastungen der
Länder besteht noch Beratungsbedarf

mit dem Bund. Anfang 2015 erhielten
454.000 Kinder Unterhaltsvorschuss -
davon waren aber rund 395.000 leis-
tungsberechtigt nach dem SGB II. Da
der Unterhaltsvorschuss als Einkommen
angerechnet wird, ergäbe die Reform
eine Entlastung von Bund und Städten,
aber Mehraufwendungen für die Län-
der in einer Größenordnung von etwa
530 Mio. EUR. Ein konkreter Gesetz-
entwurf existierte zum Redaktionsschluss
noch nicht. Ein Inkrafttreten ist daher
noch nicht absehbar, aber die Regie-
rung verfolgt das Reformvorhaben wei-
ter und strebt ein notfalls rückwirken-
des Inkrafttreten zum 01.01.2017 an.

SONSTIGE RECHTGEBIETE

Bundesteilhabegesetz (BTHG) und Behindertengleichstellungsgesetz (BGG)

In der am 07.11.2016 durchge-
führten Expertenanhörung durch den
Ausschuss für Arbeit und Soziales sah
die Mehrheit der Experten das geplan-
te Bundesteilhabegesetz kritisch und
forderte entsprechende Nachbesse-
rungen. Eine Plattform für die ver-
bandsübergreifende Kritik bietet
www.teilhabegesetz.org

Am 27.07.2016 bereits in Kraft
getreten ist das Gesetz zur Weiterent-
wicklung des Behindertengleichstel-
lungsrechts. Hierdurch wurde das Be-
hindertengleichstellungsgesetz (BGG)
novelliert. Schwerpunkte sind u.a.

 die Anpassung des Behinderungs-
begriffs des BGG an den Wortlaut
der UN-Behindertenrechtskonven-
tion (BRK),

 Verbesserungen beim Benachteili-
gungsverbot,

 Verbesserungen der Barrierefrei-
heit innerhalb der Bundesverwal-
tung in den Bereichen Bauen und
Informationstechnik,

 die Stärkung der Leichten Sprache,
 die Unterstützung der Umsetzung

von Barrierefreiheit durch die Bun-
desfachstelle für Barrierefreiheit,
die bei der Deutschen Rentenver-
sicherung Knappschaft-Bahn-See
errichtet werden soll,

 die Einrichtung einer Schlichtungs-
stelle bei der Beauftragten der Bun-
desregierung für die Belange be-
hinderter Menschen und Einfüh-
rung eines Schlichtungsverfahrens
zur außergerichtlichen Beilegung
von Streitigkeiten nach dem BGG,

 die finanzielle Förderung der Par-
tizipation von Verbänden von Men-
schen mit Behinderungen, insbe-
sondere von Selbstvertretungsor-
ganisationen, durch das BMAS.

In einer Broschüre des BMAS wird
das neue Behindertengleichstellungs-
gesetz leicht verständlich erläutert:

http://tinyurl.com/j2wl4tg

Das Bundesteilhabegesetz (BTHG)
soll Menschen mit Behinderungen (ca.
7,5 Millionen Schwerbehinderte) zu
mehr Rechten verhelfen und ihre Le-
benssituation verbessern. Der in-
zwischen vorliegende Gesetzentwurf
sieht vor, die Eingliederungshilfe aus
dem „Fürsorgesystem“ der Sozialhilfe
herauszuführen. Es soll mehr individu-
elle Selbstbestimmung durch ein mo-
dernes Teilhaberecht und die dafür
notwendigen Unterstützungsleistungen
ermöglichen. Schwerpunkt des Gesetz-
entwurfs ist die Neufassung des SGB
IX (Rehabilitation und Teilhabe behin-
derter Menschen). Die wichtigsten
Regelungen:

 Beziehern von Leistungen der Ein-
gliederungshilfe wird es nun mög-
lich sein, deutlich mehr vom eige-
nen Einkommen zu behalten und zu
sparen. Ehegatten und Lebenspart-
ner werden zukünftig weder mit ih-
rem Einkommen noch mit ihrem Ver-
mögen herangezogen. Die Verbes-
serungen gelten auch beim gleich-
zeitigen Bezug von Eingliederungs-
hilfe und Hilfe zur Pflege, wenn der
Betroffene erwerbstätig ist.

 Künftig reicht ein Reha-Antrag aus,
um alle benötigten Leistungen von
verschiedenen Reha-Trägern zu er-
halten, und die Zusammenarbeit
der Reha-Träger wird straffer ge-
regelt: Leistungen „wie aus einer
Hand“ sollen der Regelfall sein.

 Die Betroffenen werden durch eine
ergänzende unabhängige Teilha-
beberatung gestärkt.

 Mit dem Budget für Arbeit wird
Menschen mit Behinderungen bun-
desweit mehr Teilhabe am Arbeits-
leben ermöglicht.

 Die Rechte der Schwerbehinderten-
vertretungen in Unternehmen und
Werkstatträten werden gestärkt.

 Ein eigenes Kapitel zur Teilhabe an
Bildung ermöglicht erstmals Assis-
tenzleistungen für höhere Studien-
abschlüsse (z.B. Masterstudium, in
bestimmten Fällen auch Promotion)

 In der Sozialen Teilhabe wird ein
eigener Tatbestand für Elternassis-
tenz eingeführt und das ehrenamt-
liche Engagement von Menschen
mit Behinderungen wird gestärkt.
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Krankenversicherung:

Befreiung von der Zuzahlung - Belastungsgrenze 2017

Quartal ärztlich behandelt wurde
(Dauerbehandlung) und eines der fol-
genden Merkmale vorhanden ist:

a) Es liegt eine Pflegebedürftigkeit der
Pflegestufe 2 oder 3 nach dem
zweiten Kapitel SGB XI vor.

b) Es liegt ein Grad der Behinderung
(GdB) von mindestens 60 oder eine
Minderung der Erwerbsfähigkeit
(MdE) von mindestens 60 % vor,
wobei der GdB oder die MdE nach
den Maßstäben des § 30 Abs. 1
BVG oder des § 56 Abs. 2 SGB VII
festgestellt und zumindest auch
durch die Krankheit nach Satz 1
begründet sein muss.

c) Es ist eine kontinuierliche medizini-
sche Versorgung (ärztliche oder
psycho-therapeutische Behandlung,
Arzneimitteltherapie, Behandlungs-
pflege, Versorgung mit Heil- und
Hilfsmitteln) erforderlich, ohne die
nach ärztlicher Einschätzung eine le-
bensbedrohliche Verschlimmerung,

Für die Zuzahlung (Eigenanteile) zu
ärztlich verordneten Arznei-, Hilfs- und
Heilmitteln oder Krankenhausbehand-
lung gilt bekanntlich eine Überforde-
rungsklausel, wonach maximal 2 %,
bei chronisch Kranken maximal 1 %,
der Familienbruttoeinnahmen aufge-
wendet werden müssen.

Für Alg II-Berechtigte wird bei der
Berechnung der Belastungsgrenze auf
den Regelbedarf einer alleinstehen-
den Person zurückgegriffen. Das be-
deutet, die Belastungsobergrenze für
Zuzahlungen liegt für das Jahr 2017
(Regelbedarf 409 EUR) bei 98,16
EUR. Bei chronisch Kranken, die we-
gen derselben schwerwiegenden
Krankheit in Dauerbehandlung sind,
liegt die Belastungsgrenze bei 49,08
EUR jährlich.

Eine Krankheit ist schwerwiegend
chronisch, wenn sie wenigstens ein
Jahr lang, mindestens einmal pro

eine Verminderung der Lebenser-
wartung oder eine dauerhafte Be-
einträchtigung der Lebensqualität
durch die aufgrund der Krankheit
nach Satz 1 verursachte Gesund-
heitsstörung zu erwarten ist.

Bei Bedarfsgemeinschaften gilt die-
se Belastungsgrenze als Bruttoeinkom-
men für die gesamte Bedarfsgemein-
schaft! Alle Mitglieder einer Bedarfs-
gemeinschaft sind also von weiteren
Zuzahlungen befreit, wenn die o.g.
Belastungsgrenze erreicht ist. Es emp-
fiehlt sich, alle Zuzahlungen im Be-
reich der gesetzlichen Krankenversi-
cherung zu sammeln und sich dann
von der Krankenversicherung für den
Rest des Jahres befreien zu lassen.
Alternativ bieten die meisten Kranken-
kassen auch an, den Betrag in Höhe
der Zuzahlungsgrenze im Voraus ein-
zahlen. Damit ist man sofort für den
Rest des Jahres von weiteren Zuzah-
lungen befreit.

Diverse kleine Betragserhöhungen ab 2017:

Steuerliche Grundfreibeträge, Kindergeld und Kinderzuschlag

Im Jahr 2017 sollen - neben der An-
passung der Regelbedarfe - u.a. Kin-
dergeld, der Kinderzuschlag und die
Steuerfreibeträge etwas erhöht werden.
Der entsprechende Gesetzentwurf wur-
de vom Bundeskabinett an den Bundes-
tag weitergeleitet. Die Erhöhungen gel-
ten als sicher, werden aber erst etwa
Mitte Dezember 2016 offiziell. Im An-
schluss an die Entscheidung über die
Erhöhung des Kindergeldes werden
auch die Anmerkungen zur Düsseldor-
fer Tabelle veröffentlicht. Veröffentlicht
werden dann auch die aktualisierten
„Zahlbetragstabellen“, die den Unter-
halt nach Abzug des hälftigen bzw. bei
volljährigen Kindern des vollen Kinder-
geldes ausweisen. Ebenso werden die
Rechenbeispiele angepasst. Im Übrigen
bleibt die Düsseldorfer Tabelle 2017 ge-
genüber der Tabelle 2016 unverändert.

Im Einzelnen sieht der Gesetzent-
wurf u.a. die folgenden Anpassungen
vor. Es steigt

 der Grundfreibetrag von 8.652
EUR um 168 EUR auf 8.820 EUR
(2017) und um weitere 180 EUR
auf 9.000 EUR (2018)

 der Kinderfreibetrag von 4.608
EUR um 108 EUR auf 4.716 EUR
(2017) und um weitere 72 EUR auf
4.788 EUR (2018)

 das monatlichen Kindergeld um
jeweils 2 EUR in den Jahren 2017
und 2018 (für das 1.und 2. Kind
von 190 EUR auf 192 EUR (2017)
und 194 EUR (2018); für das 3.
Kind von 196 EUR auf 198 EUR
(2017) und 200 EUR (2018); für
das 4. und jedes weitere Kind von

221 EUR auf 223 EUR (2017) und
225 EUR (2018)

 der maximale Kinderzuschlag zum
1. Januar 2017 um monatlich 10
EUR von 160 EUR auf 170 EUR je
Kind

 der Unterhaltshöchstbetrag (§ 33a
EStG) entsprechend der Anhebung
des Grundfreibetrags von jetzt
8.652 EUR um 168 EUR auf
8.820 EUR (2017) und um weite-
re 180 EUR auf 9.000 EUR
(2018).

Außerdem gibt sollen Steuerpflich-
tige durch eine Korrektur der sog.
„kalten Progression“ entlastet werden.
Für den Einzelnen ergeben sich
hierdurch aber auch nur marginale
Entlastungen.
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Neue Broschüre:

SGB II-Zugang von
Auszubildenden

Jonny Bruhn-Tripp hat eine Bro-
schüre „Zugang von Auszubildenden,
Schülern und Studenten in SGB II-Leis-
tungen zum notwendigen Lebensun-
terhalt“ veröffentlicht, die den Rechts-
stand des Rechtsvereinfachungsgeset-
zes (01.08.2016) darstellt.

Der Download ist möglich über

http://tinyurl.com/z6cupck

Rezension

Der aktuelle Hartz IV-Ratgeber

„Der aktuelle Hartz IV-Ratgeber - Ihre
Ansprüche auf Arbeitslosengeld II, Wohn-
kosten, Hilfs- und Eingliederungsleistun-
gen aus der Grundsicherung für Arbeit-
suchende“ ist in der nun 7. Auflage er-
schienen, die sich auf dem Rechtsstand
01.08.2016 befindet und damit die
Änderungen durch das Rechtsvereinfa-
chungsgesetz berücksichtigt. Der Ratge-
ber richtet sich an Leistungsberechtigte,
deren Angehörige, kommunale Träger,
Jobcenter, Sozialversicherungsträger,
Renten- und Sozialberater sowie Betreu-
er hilfebedürftiger Menschen.

Auf 152 Seiten wird eine gute Über-
sicht über die Leistungen des SGB II

geboten. Darüber hinaus werden aber
recht umfangreich auch die angrenzen-
den Sozialversicherungsbereiche ange-
sprochen. Der Autor, Horst Marburger,
widmet sich nach der schwerpunktmä-
ßigen Darstellung der Grundsicherung
nach dem SGB II besonders ausführ-
lich dem Kapitel Krankenversicherung.
Als ehemaliger langjähriger Abteilungs-
leiter bei der AOK Baden-Württemberg
ist er hier ein ausgewiesener Experte.
In jedem Themenbereich (Wer ist an-
spruchsberechtigt? / Recht und Pflich-
ten / Leistungen der Grundsicherung/
Krankenversicherung / Pflegeversiche-
rung / Rentenversicherung / Unfallver-
sicherung) verhelfen tabellarische Über-

sichten und Diagramme zum schnelle-
ren Verständnis.

Bei einem seit Jahren unverän-
derten Preis von 9,95 EUR kann
man durchaus von einem „Schnäpp-
chen“ sprechen, das hilft, berech-
tigte Ansprüche zu kennen und aus-
zuschöpfen.

Erschienen als Paperback im

WALHALLA Fachverlag,
ISBN 978-3-8029-7549-3;

erhältlich auch in den Formaten
PDF oder als EPUB für 5,99 EUR.

Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Verbände (AG SBV)
„Das Basiskonto – Information für die Beratungspraxis“

Die Arbeitsgemeinschaft Schuldner-
beratung der Verbände (AG SBV) stellt
eine Informationsschrift zur Verfügung:
„Das Basiskonto - Information für die
Beratungspraxis“(Stand:  21.10.2016):

Die Überschriften:
1. Zugang zum Basiskonto
2. Antragstellung/Eröffnung

3. Ablehnungsgründe
4. Leistungen/Entgelte
5. Kündigung des Basiskontos
6. Rechtsschutz

Die Broschüre gibt es hier:

http://tinyurl.com/z4tel5x

WIR WÜNSCHEN UNSEREN LESERINNEN UND LESERN
EIN GERUHSAMES WEIHNACHTSFEST

UND EINEN FRÖHLICHEN RUTSCH
IN EIN GESUNDES UND

ERFOLGREICHES
NEUES JAHR

2017
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29. Neuauflage
Leitfaden ALG II /
Sozialhilfe von A-Z

Der von Frank Jäger und Harald
Thomé herausgegebene Leitfaden be-
inhaltet die Rechtsänderungen durch
das „9. SGB II-ÄndG“  oder auch
Rechtsverschärfungsgesetz genannt.
Darin werden in Stichworten die je-
weiligen Fragen im Existenzsicherungs-
recht immer im Bereich ALG II/Sozi-
alhilfe (3. Kap.) und Grundsicherung
(4. Kap.) des SGB XII abgearbeitet.
Im ersten Teil werden in 90 Stichwor-
ten alle Leistungen ausführlich in über-
sichtlicher und bewährt verständlicher
Form erläutert. Der zweite Teil behan-
delt in 34 Stichworten ausgiebig wie
man sich erfolgreich gegen die Be-
hörde wehren kann.

Das „9. SGB II-ÄndG“ wird wohl-
klingend als „Rechtsvereinfachungsge-
setz“ oder Entbürokratisierungsgesetz
verkauft, in der Praxis hat dieses Ge-
setz den Leitfaden um mehr als 100
Seiten dicker gemacht.

 Stand:  29. Auflage, Oktober 2016
ISBN:  978-3-932246-70-8
Preis: 15 EUR incl. Versand

Bestellung unter:

http://tinyurl.com/z4km2hk

IAB Kurzbericht 21/2016
Erwerbsbedingte Abgänge aus der Grundsicherung -
Der Abbau von Hemmnissen macht‘s möglich
(Jonas Beste und Mark Trappmann)

Beim Übergang von Grundsiche-
rungsempfängern in bedarfsdecken-
de Beschäftigung zeigen sich zahlrei-
che Hemmnisse. Langzeitleistungsbe-
zug, gesundheitliche Einschränkun-
gen, ein höheres Lebensalter, man-
gelnde Deutschkenntnisse, fehlende
Ausbildungs- und Schulabschlüsse,
Mutterschaft und Pflegetätigkeiten ver-
ringern die Übergangschancen teil-
weise erheblich.

Mehr als drei Viertel der Grundsi-
cherungsempfänger weisen mindestens
zwei dieser Hemmnisse auf, fast die
Hälfte sogar drei oder mehr. Als Faust-
regel kann gelten, dass sich mit jedem
Hemmnis die Abgangschancen aus dem
Leistungsbezug halbieren.

Können Hemmnisse abgebaut wer-
den, so verbessern sich die Chancen
auf Aufnahme einer bedarfsdecken-
den Beschäftigung im Jahr des Abbaus

erheblich. Insofern liefert unsere Ana-
lyse ermutigende Ergebnisse und
zeigt, dass es sich durchaus lohnt, in
den Abbau von Hemmnissen zu in-
vestieren.

Eine Reihe von Maßnahmen trägt
bereits zu einem solchen Abbau bei: Mit
dem Ausbau der Kinderbetreuung und
einer geschlechterneutralen Aktivierung
wird die Erwerbstätigkeit von Müttern
unterstützt. Hilfreich sind auch Gesund-
heitsprävention sowie die Förderung des
Erwerbs von Sprachkenntnissen und
Ausbildungsabschlüssen oder die
stufenweise Integration von arbeits-
marktfernen Leistungsempfängern.

Die Studie beruht auf den Daten
von rund 5.000 Hartz-IV-Empfängern.
Sie ist im Internet abrufbar:

http://tinyurl.com/grclasl

Rezension
„Geheime Tricks für die Jobsuche“
Vincent G.A. Zeylmans van Emmichoven

Wenn Sie zu den Bewerbern oder
Bewerberinnen gehören wollen, die
sich auf die freien Stellen im verdeck-
ten Arbeitsmarkt konzentrieren, dann
ist es strategisch sinnvoll, den Bewer-
bungsprozess zu optimieren, um er-
folgreich zu sein.

Schrittweise wird gezeigt, wie ein
Bewerbungsprozess zum Erfolg füh-
ren kann.

Zuerst die Selbsterkennung, dann
eine optimale Verpackung der Persön-
lichkeit in der Vita und zuletzt: „Wie
erschließe ich den verdeckten Arbeits-
markt?“

Das „Wie“ wird ausführlich mit An-
regungen und kurzen Beispielen aus
der Praxis aufbereitet, Orientierungs-
hilfen werden angeboten. Das Buch
ist ein anregendes Selbstvermarktungs-
konzept und für jeden geeignet, der
einen neuen Job oder auch eine er-
füllende Arbeitsstelle sucht. Empfeh-
lenswert für jeden Menschen, der sich
bewirbt, in anschaulicher und ver-
ständlicher Art und Weise geschrie-
ben.

Walhalla Fachverlag,
Regensburg 2016
ISBN 978-3-8029-3949-5
Preis: 19,95 EUR
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Altersarmut:

Immer mehr Rentner
stocken mit Minijobs auf

Immer mehr Rentner arbeiten zu-
sätzlich zur Rente in einem Minijob,
um ihr Einkommen aufzustocken.
Ende vergangenen Jahres hatten
943.000 Senioren ab 65 Jahren eine
geringfügige Beschäftigung. Dies be-
richtet die „Süddeutsche Zeitung“ heu-
te unter Berufung auf aktuelle Zahlen
des Bundesarbeitsministeriums.

Die Zahl der Rentner mit Minijob
stieg damit seit 2010 um 22 % und im
Vergleich zu 2005 sogar um 35 %.
Vor zehn Jahren arbeiteten noch we-
niger als 700.000 Senioren in einem
Minijob. Einen besonders großen Zu-
wachs gibt es den Angaben zufolge
bei den Rentnern ab 75 Jahren. Ende
vergangenen Jahres waren mit knapp
176.000 Senioren dieser Altersgrup-
pe mehr als doppelt so viele in einem
sogenannten 450-EUR-Job beschäftigt
als im Jahr 2005.

Die Zahlen waren von der Bundes-
tagsfraktion der „Linken“ angefordert
worden. Der Anstieg der minijobben-
den Rentner zeige, dass sich immer
mehr Rentner die Altersbezüge auf-
bessern müssten, so der Rentenexper-
te der „Linken“ Matthias W. Birkwald.
Die Betroffenen arbeiteten „nicht aus
Spaß, sondern weil die Rente nicht zum
Leben reicht“.

Auch die Sozialverbände sehen in
der steigenden Zahl von Rentnern mit
Minijobs einen Hinweis auf wachsen-
de Altersarmut. So hatte der Sozial-
verband Deutschland (SoVD) erst in
der vergangenen Woche die Bundes-
regierung aufgefordert, mehr für die
Bekämpfung von Altersarmut zu tun.

ANALYSEN

IAB-Kurzbericht 23/2016:
Mindestlohnausnahme für Langzeitarbeitslose:
Wenig wirksam und kaum genutzt

  Der gesetzliche Mindestlohn gilt in
Deutschland seit Januar 2015. Für
Langzeitarbeitslose ist der Mindestlohn
allerdings in den ersten sechs Mona-
ten einer Beschäftigung nicht bindend.
Mit dieser Ausnahmeregelung möch-
te der Gesetzgeber zusätzliche Barri-
eren beim Arbeitsmarkteinstieg für
diese Personengruppe vermeiden.

Die Ausnahmeregelung für Langzeit-
arbeitslose beim Mindestlohn wird je-
doch selten genutzt. Bei einer Befragung
von 5.450 Langzeitarbeitslosen, die eine
Stelle gefunden haben, gaben weniger
als zwei Prozent an, in ihrem Jobcenter
eine Bescheinigung beantragt zu haben.
Zum Einsatz kam eine entsprechende
Bescheinigung dann nur bei rund einem
Prozent der Befragten.

Die Gründe für die geringe Nut-
zung der Ausnahmeregelung sind viel-
fältig: Die Ausnahme ist z.B. nicht auf

Aktueller Bericht 21/2016:
Materielle Lebensbedingungen von SGB-II-Leistungsempfängern
(Bernhard Christoph, Torsten Lietzmann, Silke Tophoven, Claudia Wenzig)

Bei der Erfassung der materiellen Le-
bensbedingungen von Personen und
Haushalten, die Grundsicherung für Ar-
beitsuchende nach dem SGB II bezie-
hen, stellt der Lebensstandard- oder
Deprivationsansatz eine wichtige Alter-
native gegenüber der Betrachtung der
Einkommenssituation dar. Die Längs-
schnitterhebung Panel „Arbeitsmarkt und
soziale Sicherung“ (PASS) enthält u. a.
eine solche Erhebung der materiellen
Lebensbedingungen. Dies geschieht auf
Basis von 23 Gütern und Aktivitäten aus
den Bereichen Wohnung, Nahrung/Klei-
dung, Konsumgüter, finanzielle Möglich-
keiten und soziale und kulturelle Teilha-
be. Der vorliegende Bericht stellt Ergeb-
nisse zu den materiellen Lebensbedin-
gungen von SGB-II-Leistungsempfängern
und Nicht-Leistungsempfängern auf Ba-
sis der PASS- Daten zusammen.

SGB-II-Leistungsempfänger verfü-
gen im Durchschnitt über weniger
Güter als Personen, die keine SGB-II-
Leistungen beziehen, und müssen sich
insofern hinsichtlich ihrer materiellen
Lebensbedingungen stärker ein-
schränken.

Für Kinder in SGB-II-Haushalten ist der
Wohnraum oftmals begrenzt und es fehlt
häufig an der Möglichkeit, einmal im Jahr
in den Urlaub zu fahren.

Andererseits verfügen Familien mit
Kindern im SGB II tendenziell häufi-
ger als SGB-II-Haushalte insgesamt
über für sie besonders wichtige Kon-
sumgüter, wie eine Waschmaschine
oder ein Auto.

http://tinyurl.com/hsmsu64

alle Arbeitsverhältnisse anwendbar.
Nach Einschätzung der befragten Job-
center-Mitarbeiter sei außerdem die
Attraktivität der Nutzung für alle be-
teiligten Akteure gering und bereits
vorhandene Förderinstrumente wären
besser geeignet. Vor diesem Hinter-
grund ist derzeit nicht zu erwarten,
dass die Ausnahmeregelung wesent-
lich an Bedeutung gewinnt.
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IN EIGENER SACHE

ArbeitslosenZentrum Düsseldorf

„Freundliche und kompetente Beratung - Sehr wertvoll!

Zum 21. Mal in Folge befragten wir
unsere Ratsuchenden zu ihrer Zufrie-
denheit mit der bei uns erhaltenen So-
zialberatung.

Auch in diesem Jahr wurden wir
erneut mit hervorragenden Noten für
die geleistete Beratung belohnt. Über
90 % bewerteten unsere Beratung mit
der Note Sehr gut - Gut und fühlten
sich damit in ihrem Anliegen überwie-
gend sehr gut verstanden sowie kom-
petent und umfassend beraten.

Zur Überprüfung unserer Zielsetzung
„Unterstützung bei der eigenverantwort-
lichen Interessenswahrnehmung“ gibt
uns insbesondere die Beantwortung der
Frage: „Ich kann jetzt meine Angele-
genheit wieder in die eigene Hand neh-
men - Ja/Nein“ Auskunft. Im Unter-
schied zum Vorjahr (2015 = 60 %)
bestätigten uns dieses Jahr 59 %, dass
sie nach unserer Beratung ihre Angele-
genheit eigenständig weiterverfolgen
können. Als Begründung wurden über-
wiegend mangelnde Deutschkenntnis-
se angegeben und auf die Kompliziert-
heit der rechtlichen Regelungen  und
des Schriftverkehrs verwiesen.

In der Analyse der letzten 11 Jahre
ist insbesondere seit der Einführung des
SGB II erkennbar, dass ein immer grö-
ßerer Anteil der Ratsuchenden im AZD
mit der Bewältigung der Formalitäten
und dem Verständnis der Behörden-

bescheide deutlich überfordert ist. Die
nebenstehende Grafik lässt die tenden-
ziell rückläufige Tendenz erkennen.

Dennoch sehen sich im Durchschnitt
aller Befragungsjahre seit 1996 an-
nähernd ¾ der Ratsuchenden (73 %)
durch unsere Beratung in die Lage ver-
setzt, ihre Angelegenheit wieder ei-
genständig zu verfolgen.

Rd. ein Viertel der Befragten ver-
neint allerdings diese Frage. Als Grün-
de benennen die Ratsuchenden, dass
eine hohe Unsicherheit hinsichtlich des
Arbeitslosengeld II und anderer gesetz-
licher Regelungen besteht und sich häu-
fig kompliziertere Zusammenhänge nur
in längeren Zeiträumen klären lassen.
Viele Ratsuchende können die Beschei-
de und Schreiben der Behörde -
insbesondere bei Sprachproblemen -
nicht verstehen. Dies wird besonders
bei der Einkommensanrechnung und
den sich daraus oft ergebenden Rück-
forderungen deutlich. Ebenso ist er-
kennbar, dass die nervlich/psychische
Belastung der Ratsuchenden dazu führt,
höchst verunsichert bei jedem Schritt
Unterstützung zu erbitten bzw. sich ab-
zusichern, um nur ja nichts gegenüber
den Behörden falsch zu machen. Hier
ist vorrangig die Sorge um die Zuver-
fügungstellung der monatlichen Exis-
tenzmittel im Vordergrund sowie die
Vermeidung von Konflikten mit den Be-
hörden.

35 % der Befragten wurden durch
die Familie, Freunde oder Kollegen
auf das AZD aufmerksam. Diese po-
sitive Mundpropaganda als wesentli-
cher Werbefaktor lässt auf eine hohe
Akzeptanz und einen sehr guten Ruf
des AZD in der Öffentlichkeit schlie-
ßen. 24 % gelangten durch die Infor-
mation anderer Beratungsstellen zu
uns. 13 % erhielten vom Jobcenter
oder von der Arbeitsagentur Kenntnis
von unserem Beratungsangebot.

24 % kamen durch unsere Öffent-
lichkeitsarbeit in Form von Presse, Te-
lefonbuch, Internet oder Flyern in un-
sere Beratungsstelle.

Die leider nicht gänzlich zu vermei-
dende Wartezeit halten 86 %  für zu-
mutbar und verbringen sie zu 31 % mit
dem Lesen unserer Materialien. 22 %
lesen die Tageszeitungen und 30 %  trin-
ken dazu Kaffee oderTee.

Neben den insgesamt sehr positi-
ven Rückmeldungen in Form freier
Formulierungen wie: „Habe Motivati-
on und Selbstvertrauen erhalten“,
„freundliche, ruhige und entspannte
Atmosphäre “, „vielen Dank für ihre
wertvolle Arbeit“ wurden aber auch
nachvollziehbare Wünsche nach kür-
zeren Wartezeiten  und mehr Sprech-
stunden-Tagen geäußert.

Hier sind uns leider aufgrund un-
serer personellen und finanziellen
Ausstattung Grenzen gesetzt.
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Angelegenheit in die 
eigenen Hände nehmen?
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Mitte 2017: Unser SOZIAL INFO geht in Rente!

Liebe Leserinnen und Leser, liebe
Abonnentinnen und Abonnenten!

Am 15. Januar 1985 erschien die
erste Ausgabe unseres SOZIAL
INFO‘s. Seit dieser Zeit informieren
wir über Gesetzesänderungen, Neu-
igkeiten und Verfahrensweisen zum Ar-
beitslosengeld, früher zur Arbeitslosen-
hilfe und seit 2005 zum Arbeitslosen-
geld II, zu angrenzenden Rechtsgebie-
ten, zu Veranstaltungen und Fachlite-
ratur.

Die ersten Ausgaben wurden Seite
für Seite im Matritzendruck verviel-
fältigt, zusammengelegt und geheftet.

Später hat uns diese Arbeit ein Dru-
cker abgenommen - schließlich wa-
ren wir in unserer Beratungsarbeit als
Experten mehr und mehr gefordert
und haben dafür den Experten des
Druckereigewerbes ihr Fachgebiet
überlassen.

Der Einzug des Computers in un-
sere Arbeitswelt erleichterte uns auch
die Erstellung der Druckvorlagen - wir
nahmen Abschied von Gabriele 9009,
unserer elektrischen Schreibmaschi-
ne mit Korrekturtaste und ließen die
Letraset-Buchstaben in der Schubla-
de verschwinden.

Über 30 Jahre besprachen wir in
unserer kleinen 2 Personen-Redakti-
on, bestehend aus Jürgen Lies, Bera-
ter, und Petra Jungen, Leiterin im AZD
die Themen, über die wir unsere Be-
rufskolleginnen und Kollegen auf dem
Laufenden halten wollten. Die ständi-
gen Veränderungen in allen Bereichen
der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik
boten uns ein weites Feld - in man-
chen Jahren kamen wir kaum
hinterher ...

Diese Verpflichtung unseren Leser-
innen und Lesern gegenüber hat
grundlegend dazu beigetragen, die
Qualität unserer Arbeit zu entwickeln,
uns regelmäßig nach Neuigkeiten um-
zusehen und auch die das Arbeitslo-
senrecht angrenzenden Rechtsgebie-
te ausreichend zu berücksichtigen.

In diesen langen Jahr war uns das
SOZIAL INFO ein wesentlicher An-
sporn, immer Up-to-Date zu sein und
dadurch auch unseren Ratsuchenden
eine qualitativ hervorragende Bera-
tung anbieten zu können, die sich auf
dem neuesten Stand der rechtlichen
und sozialen Entwicklung befindet.

Doch nun, nach über 30 Jahren
kontinuierlicher Herausgabe von jähr-
lich mindestens 4 Ausgaben, geht un-
ser SOZIAL INFO in die wohlverdien-
te Rente.

Petra Jungen, die Leiterin der Ein-
richtung, wird Mitte 2017 ebenfalls in
ihren wohlverdienten Ruhestand ge-
hen. Leider lässt sich in der Folge die
Redaktion des SOZIAL INFOs nicht
mehr aufrechthalten. Ein eingespiel-
tes Redaktionsteam lässt sich eben nicht
einfach ersetzen.

Die Konzentration auf die nach wie
vor umfangreiche zentrale Beratungs-
arbeit und die personellen Verände-
rungen führen uns zu der Entschei-
dung, Mitte 2017 die Herausgabe des
SOZIAL INFOs einzustellen.

Daher erhalten unsere Abonnen-
ten mit der Ausgabe 1/2017 nur noch
eine Rechnung mit dem halben Abon-
nement-Preis.

Wir danken unseren Leser-
innen und Lesern für die jahre-
lange, zum Teil jahrzehntelan-
ge Treue und wünschen uns, dass
es Allen auch weiterhin gelingt,
ihr Klientel mit der bestmögli-
chen Information bei der Durch-
setzung ihrer Interessen zu un-
terstützen, damit niemand im
Regen stehen muss.

Ihre SOZIAL INFO-Redaktion


